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1 Einleitung 

„Jeder hat das Recht auf Bildung. Die Bildung ist unentgeltlich, zum mindesten der 

Grundschulunterricht und die grundlegende Bildung.“ 

So heißt es in Art. 26 Abs. 1 der AEMR (Allgemeine Erklärung der Menschenrechte) 

der Vereinten Nationen aus dem Jahre 1948. Deutschland ist als Mitgliedstaat dazu 

angehalten den Regelungen der AEMR nachzukommen.  

Trotz kostenloser Bildung als solches, fallen während der Schulzeit Kosten für z.B. 

einen Schulranzen, Stifte, Federmappen, Hefter, usw. an. Auch für extracurriculare 

Bildung der Kinder wie beispielsweise Nachhilfeunterricht, Reit- oder Tanzunterricht, 

die Mitgliedschaft in einem Verein oder auch Museumsbesuche fallen Kosten an, die in 

den meisten Fällen von den Eltern getragen werden. In sozialschwachen Familien und 

bei Beziehern von Sozialleistungen, wie z.B. Arbeitslosengeld II (AlG II) oder 

Sozialhilfe stellt das häufig ein Problem dar. Das Geld ist bei ihnen ohnehin häufig 

knapp und es muss gut gehaushaltet werden, um damit auskommen zu können. 

Bis Ende 2010 wurden für Kosten, die aufgrund der in Deutschland bestehenden 

Schulpflicht (z.B. § 26 SächsSchulG) zwangsläufig bei jedem Kind oder Jugendlichen 

anfallen, keine gesonderten Bedarfe außerhalb des Regelbedarfes berücksichtigt. 

Diese Rechtsauffassung änderte sich erst nach dem Urteil des BVerfG vom 

09.02.2010. Laut diesem ist es verfassungswidrig, dass Kosten, die durch den 

Schulbesuch oder durch Freizeitaktivitäten anfallen, aus dem pauschalen Regelbedarf 

von 60 Prozent des Regelbedarfes eines alleinstehenden Erwachsenen zu bezahlen 

sind, da so das menschenwürdige Existenzminimum nicht abgesichert werden könne. 

In Folge dessen trat am 01.04.2011, mit Wirkung zum 01.01.2011 das Bildungs- und 

Teilhabepaket in Kraft, um die gesellschaftliche Teilhabe bedürftiger Kinder zu 

verbessern. Ziel war es Kindern aus ärmeren Familien die gleichen Entwicklungs- und 

Bildungschancen zu ermöglichen, die auch Kinder aus finanziell bessergestellten 

Familien haben. 

Doch das Bildungs- und Teilhabepaket stand immer wieder in der Kritik. Unter 

anderem hieß es, dass z.B. aufgrund des hohen Bürokratieaufwandes nicht alle 

anspruchsberechtigten oder bedürftigen Personen erreicht würden und die Leistungen 

nicht ausreichend sind, um die Bedarfe vollständig zu decken und so eine Exklusion 

der Kinder aus einkommensschwachen Familien zu verhindern. Zur Verbesserung 

dieser Situation stimmte der Bundestag im Jahr 2019 für Reformen, die das Bildungs- 

und Teilhabepaket verbessern sollten. 
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In dieser Arbeit soll untersucht werden, inwiefern das Gute-Kita- und das Starke-

Familien-Gesetz Auswirkungen auf das Bildungs- und Teilhabepaket haben, welche 

materiell- und verfahrensrechtlichen Neuerungen die Gesetzesänderungen auslösen, 

inwieweit dies Konsequenzen für die Bezieher haben kann und ob sich hierdurch der 

Verwaltungsvollzug vereinfacht. Dazu erfolgt eine Darstellung des Bildungs- und 

Teilhabepaketes bis 31.07.2019, sowie des Bildungs- und Teilhabepaket ab dem 

01.08.2019 unter Berücksichtigung des Gute-Kita- und des Starke-Familien-Gesetzes 

und eine generelle Darstellung der Entwicklung von 2011 bis 2019. Abschließend 

findet eine Erstbewertung statt. 
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2 Allgemeines zum Bildungs- und Teilhabepaket 

Leistungen für Bildung und Teilhabe gibt es in mehreren Rechtsgebieten. Berechtigt für 

diese Leistungen sind insbesondere Kinder und Jugendliche in Familien, die 

Arbeitslosengeld, Sozialhilfe, Kinderzuschlag, Wohngeld oder Asylbewerberleistungen 

beziehen. Die Berechtigung richtet sich dabei nach §§ 28 ff. SGB II, §§ 34 ff. SGB XII, 

§ 6b (1) Nr.1 BKGG, § 6b (1) Nr.2 BKGG oder § 3 (3) AsylbLG. 

Sie sollen dazu dienen, die Bedarfe für Bildung, sowie gesellschaftliche und kulturelle 

Teilhabe, die nicht durch den Regelbedarf gedeckt werden, bei Kindern, Jugendlichen 

und jungen Erwachsenen bis zur Vollendung des 18. bzw. 25. Lebensjahres zu 

decken. Dazu zählen beispielsweise die Schülerbeförderung, Nachhilfeunterricht, die 

Beschaffung von benötigten Arbeitsmitteln und im Sinne der Teilhabe beispielsweise 

Museumsbesuche oder die Möglichkeit einer aktiven Freizeitgestaltung, trotz geringer 

finanzieller Mittel. 

Eingeführt wurde das Bildungspaket im SGB XII durch Art. 3 Nr. 12 des Gesetzes zur 

Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch vom 24.03.2011 mit Wirkung zum 01.01.2011. 

Auch die Einführung der Bildungsleistungen im SGB II erfolgte zum 01.01.2011 durch 

das Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und 

Zwölften Buches Sozialgesetzbuch. 

Leistungen zur Teilhabe wurden erst später, nämlich am 07.05.2013 durch Art. 2 Nr. 2b 

des Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und andere 

Gesetze, eingeführt.1 

Die berechtigte Selbsthilfe der § 30 SGB II und § 34b SGB XII ergänzte den 

Gesetzestext mit Wirkung zum 01.08.2013.2 

Das Bildungs- und Teilhabepaket erweitert das Existenzminimum, bestehend aus dem 

Regelbedarf, Mehrbedarfe sowie Kosten für Unterkunft und Heizung, um einen 

weiteren Bedarf, den Bedarf für Bildung und Teilhabe.3 

Notwendige Anträge können nach § 36 (1) S.1 SGB I ab dem vollendeten 

15. Lebensjahr von den leistungsberechtigten Schülern selbst gestellt werden. In 

einem solchen Fall müssen die gesetzlichen Vertreter durch den Leistungsträger von 

der Antragstellung unterrichtet werden. Bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres 

müssen die entsprechenden Anträge von den gesetzlichen Vertretern gestellt werden. 

                                                
1 Bieritz-Harder et al. 2015 S. 370 
2 Schellhorn et al. 2015 S. 328 
3 Armborst et al. 2017 S. 836 
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3 Das Bildungs- und Teilhabepaket bis zum 31.07.2019 

3.1 SGB II 

Mit den Leistungen für Bildung und Teilhabe „(…) rücken erstmals Kinder und 

Jugendliche als eigene Zielgruppe in den Fokus der Grundsicherungsträger. (…) Damit 

wächst den Grundsicherungsträgern eine neue Aufgabe zu: Sie sind nicht mehr nur für 

die Auszahlung des AlG II und für die Vermittlung in Arbeit zuständig, sondern sie 

sollen auch die „materielle Basis für die Chancengerechtigkeit“ der Kinder und 

Jugendlichen im Grundsicherungsbezug bereitstellen und so die nachhaltige 

Überwindung von Hilfebedürftigkeit durch Bildung ermöglichen (…).“4 

Diese Leistungen sind nicht in den Regelbedarfsstufen integriert, weshalb der 

Gesetzgeber Leistungen konzipiert hat, die zusätzlich zu erbringen sind. Damit gibt es 

auch die Möglichkeit anstelle von Geld- und Sachleistungen, auch Dienstleistungen 

erbringen zu können.5 

Die Rechtsgrundlage der Leistungen für Bildung und Teilhabe im SGB II sind die 

§§ 28-30 SGB II. Sie gehören nach § 19 (3) SGB II zu den Leistungen zur Sicherung 

des Lebensunterhaltes und werden demnach in der Höhe der Bedarfe erbracht, die 

nicht durch Einkommen oder Vermögen i.S.d. §§ 11-12 SGB II gedeckt werden 

können. Einkommen und Vermögen decken zunächst die allgemeinen Bedarfe der 

§§ 20-23 SGB II. Die Bedarfe für Bildung und Teilhabe sind transzendent den 

allgemeinen Bedarfen gegenüber. Demzufolge bleiben diese Bedarfe auch bei der 

Verteilung des Einkommens (mittels Bedarfsanteilsmethode) in der 

Bedarfsgemeinschaft außer Betracht und es wird nur das übersteigende Einkommen 

oder Vermögen angerechnet, welches nach dieser Verteilung übrig ist. 

Dabei wird in zwei Arten des Bedarfes unterschieden. Zum einen die Bedarfe zur 

Bildung, welche für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene bis zur Vollendung des 

25. Lebensjahres gewährt werden, wenn diese eine berufsbildende oder 

allgemeinbildende Schule besuchen und keine Ausbildungsvergütung erhalten 

(§28 (1) S. 2 SGB II).6 Zum anderen die Bedarfe „(…) zur Teilhabe am sozialen und 

kulturellen Leben für Kinder und Jugendliche bis (…)“ zur Vollendung des 18. 

Lebensjahres.7 

 

                                                
4 Armborst et al. 2017 S. 835 
5 Edtbauer und Rabe 2017 S. 254 
6 Geiger 2017S 328 
7 Geiger 2017 S. 328 
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Die Bedarfe für Bildung und Teilhabe stellen seit der Gesetzesänderung zum 

01.01.2011 anspruchsbegründende Hilfebedarfe dar.8 Die Folge daraus ist, dass die 

Leistungen zur Deckung der Bedarfe für Bildung und Teilhabe zu gewähren sind, wenn 

das Einkommen der Bedarfsgemeinschaft die Grenze des SGB II übersteigt, jedoch für 

die Deckung der Bildungs- und Teilhabebedürfnisse nicht ausreicht.9 Die Leistungen 

für Bildung und Teilhabe allein begründen jedoch, im Gegensatz zum Arbeitslosengeld 

II, keine Versicherungspflicht in der Krankenversicherung.10 

Die Zuständigkeit für die Leistungen für Bildung und Teilhabe liegt bei den Kreisen und 

kreisfreien Städten, also beim kommunalen Träger.11 

3.1.1 Leistungsberechtigte 

Die Leistungsberechtigung ergibt sich aus § 19 i.V.m. § 28 SGB II. Nach 

§ 19 (2) SGB II sind Leistungen für Bildung und Teilhabe des SGB II nachrangig zu 

solchen aus dem Vierten Kapitel SGB XII, sowie zu Leistungen zur Deckung dieser 

Bedarfe nach §§ 6a und 6b BKGG12 und zu Leistungen nach dem Wohngeldgesetz13. 

Das bedeutet, dass Leistungsberechtigte diesbezüglich keine Leistungen nach 

§ 28 SGB II bekommen, wenn ihnen eine oben genannte Leistung zusteht. 

Die speziellen Leistungsvoraussetzungen regelt § 28 SGB II. Nach Abs. 1 S. 1 werden 

Leistungen für Bildung und Teilhabe nur an Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene 

geleistet. Eine Definition für diese Begriffe lässt sich dem § 7 (1) Nr. 1-3 SGB VIII 

entnehmen. Demnach handelt es sich von der Geburt bis zur Vollendung des 14. 

Lebensjahres um Kinder, von 14 Jahren bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres um 

Jugendliche und von 18 Jahren bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres um junge 

Erwachsene bzw. Volljährige. In Folge dessen stehen diese Leistungen theoretisch ab 

der Geburt bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres zu. Nach § 28 (1) S.2 SGB II 

werden Bedarfe für Bildung jedoch nur bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres und 

Leistungen zur Teilhabe nach § 28 (7) S.1 SGB II nur bis zur Vollendung des 18. 

Lebensjahres gewährt. 

Wichtig ist, dass auch für Leistungen zur Bildung und Teilhabe Hilfebedürftigkeit 

vorliegen muss. Das bedeutet, dass Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene auch 

„(…) nach Deckung ihres Bedarfs zum Lebensunterhalt (Regelbedarf, Mehrbedarfe, 

Kosten für Unterkunft und Heizung) noch hilfebedürftig (…)“14, also nicht in der Lage 

                                                
8 Geiger 2017 S. 329 
9 Geiger 2017 S. 58 
10 Geiger 2017 S. 818 
11 Edtbauer und Rabe 2017 S. 111 
12 Geiger 2017 S. 599 
13 Geiger 2017 S. 329 
14 Geiger 2017 S. 329 
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sind, die entsprechenden Bedarfe nach § 28 SGB II selbst zu decken. Nach 

§ 11 (1) S.5 SGB II bleibt bei der Prüfung der Hilfebedürftigkeit hier das Kindergeld 

unberücksichtigt. Unterhalt an die Kinder gilt hingegen als anrechenbares Einkommen. 

Durch die Zahlung eines solchen werden die Leistungen für die Bedarfe i.S.d. 

§ 28 SGB II i.d.R. als abgegolten betrachtet.15 

Hilfebedürftigkeit liegt nicht vor, wenn die Bedarfe des § 28 SGB II „(…) durch 

Leistungen der Länder und Kommunen, die dem gleichen Zweck dienen oder durch 

private Hilfen Dritter erfüllt werden.“16 

Die Beträge, nach denen sich die Prüfung der Hilfebedürftigkeit bezüglich 

Schulausflügen, mehrtägigen Klassenfahrten (§ 28 (2) SGB II) und der gemeinsamen 

Mittagsversorgung (§ 28 (5) SGB II) richtet, ergeben sich aus § 5a AlG II-VO. Demnach 

ist für Schulausflüge (§ 28 (2) S.1 Nr.1 SGB II) ein Betrag von monatlich 3 EUR 

anzusetzen. Bei mehrtägigen Klassenfahrten (§ 28 (2) S.1 Nr.2 SGB II) ergibt sich der 

Betrag, wenn man die tatsächlichen Aufwendungen auf einen Zeitraum von 6 Monaten 

ab dem Folgemonat der Antragstellung aufteilt und für die gemeinschaftliche 

Mittagsverpflegung wird der in § 9 Regelbedarfs-Ermittlungsgesetzes genannte Betrag 

(also 1 EUR) veranschlagt. 

Durch den Charakter der anspruchsbegründenden Leistung, sind nach 

§ 7 (2) S.3 SGB II auch Kinder leistungsberechtigt, bei denen nur die Leistungen für 

Bildung und Teilhabe nicht gedeckt sind. Dabei wird nach § 9 (2) S:3 SGB II 

Einkommen der Bedarfsgemeinschaft zuerst auf die Regel- und Mehrbedarfe, sowie 

auf die Kosten für Unterkunft und Heizung angerechnet. Ist nach dieser Rechnung 

übersteigendes Einkommen vorhanden, wird dies kopfteilig auf die Personen verteilt, 

die Anspruch auf Leistungen für Bildung und Teilhabe haben.17 Das heißt, dass „(…) 

der Anspruch der Bedarfsgemeinschaft (…) in einem ersten Schritt ohne den Bedarf 

nach § 28 [SGB II] ermittelt [wird].“18 

Zur Bedarfsgemeinschaft an sich gehören Kinder allerdings nicht, wenn das Kind „(…) 

lediglich deshalb hilfebedürftig ist, weil sein Einkommen oder Vermögen zwar zur 

Bedarfsdeckung seines Lebensunterhaltes ausreicht19, nicht aber zur Deckung des 

Bedarfs an Bildung und Teilhabe.“20 

                                                
15 Geiger 2017 S. 331 
16 Geiger 2017 S. 331 
17 Geiger 2017 S. 58 
18 Armborst et al. 2017 S. 224 
19 Regelbedarf, Mehrbedarfe und die Kosten für Unterkunft und Heizung können aus Einkommen und 

Vermögen gedeckt werden 
20 Armborst et al. 2017  S. 180 
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Ausgeschlossen von Leistungen zur Bildung und Teilhabe nach § 28 SGB II sind 

gemäß § 7 (5) SGB II Auszubildende, deren Ausbildung im Rahmen des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes dem Grunde nach förderungsfähig ist. Diese 

haben nur Anspruch auf Leistungen nach § 27 SGB II, welche jedoch nicht Teil der 

Leistungen für Bildung und Teilhabe sind. 

Für Leistungen zur Bildung sind Auszubildende ausgeschlossen, die eine 

Ausbildungsvergütung erhalten. Diese haben lediglich Anspruch auf Leistungen zur 

Teilhabe, wenn sie nicht bereits nach § 7 (5) SGB II ausgeschlossen sind.21 Grund 

dafür ist, dass sie Aufwendungen für die Ausbildung vom Einkommen absetzen und 

den Erwerbstätigenfreibetrag in Anspruch nehmen können. Deshalb sollte eine weitere 

Berücksichtigung von Schulbedarfen nicht erforderlich sein.22 Mittlerweile ist aber auch 

bei Auszubildenden unter Umständen eine aufstockende Leistung möglich, aus der 

dann wiederum ein Anspruch auf Bildungsleistungen besteht.23 

Die Zuständigkeit ist nur bezüglich des Bedarfes nach § 28 (6) SGB II, also der 

gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung klar definiert. Diesbezüglich liegt die 

Zuständigkeit nach § 10 (3) S. 2 SGB VIII beim Jobcenter. Im Übrigen ist die 

Zuständigkeit abhängig von den Schwerpunkten der Schulprobleme und kann auch bei 

der nach SGB VIII zuständigen Behörde liegen. Allerdings ist der Schwerpunkt der 

Schulprobleme mitunter schwer festzulegen.24 

Die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach § 36 (1) S.5 SGB II i.V.m. 

§ 7 (2) S.3 SGB II. Demnach knüpft die örtliche Zuständigkeit an gewöhnlichen 

Aufenthalt i.S.d. § 30 (3) S.2 SGB I der erwerbsfähigen, leistungsberechtigten25 

Person, mit der die nicht erwerbsfähige Person in einer Bedarfsgemeinschaft lebt.26 

3.1.2 Leistungen für Bildung 

Voraussetzung für diese Leistungen ist nach § 28 (1) S.2 SGB II der Besuch einer 

allgemein- oder berufsbildenden Schule. Dabei spielt es keine Rolle, ob diese nach 

dem BAföG förderfähig ist.27 

„Allgemeinbildende Schulen sind Grund-, Haupt-, Real-, Mittel- und Gesamtschulen, 

Gymnasien, staatlich anerkannte Ergänzungsschulen, Förderschulen, Abendhaupt- 

und –realschulen, Abendgymnasien und Kollegs. Berufsbildende Schulen sind 

Berufsfachschulen, Fach- und Fachoberschulen, Berufsaufbauschulen, Berufsschulen, 
                                                
21 Geiger 2017 S. 329 
22 Armborst et al. 2017 S. 838 
23 Armborst et al. 2017 S. 838 
24 Geiger 2017 S. 331 
25 Bei Nichtbestehen der Hilfebedürftigkeit, ist der Träger örtlich zuständig, der es im Falle von 

Erwerbsfähigkeit des Kindes wäre. 
26 Armborst et al. 2017 S. 1021 
27 Geiger 2017 S. 334 
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höhere Fachschulen und Akademien.“28 Wichtig ist dabei lediglich der Schulbesuch als 

solches und nicht der damit verbundene Abschluss, ob es sich um eine 

Vollzeitausbildung handelt oder unter welcher Trägerschaft die Schule geführt wird.29 

Die Leistungen für Bildung lassen sich in verschiedene Teilbereiche untergliedern, 

welche im Folgenden näher erläutert werden. 

3.1.2.1 Eintägige Schulausflüge § 28 (2) S.1 Nr.1 SGB II 

Eintägige Schulausflüge „(…) sind Veranstaltungen außerhalb des Schulgeländes, 

jedoch ohne Übernachtung.“30 

Die Aufwendungen für Schulausflüge werden in der tatsächlichen Höhe übernommen. 

Dazu muss allerdings erst die bereits angesprochene Hilfebedarfsprüfung i.S.d. 

§ 5a AlG II-VO erfolgen. Bei der Prüfung ist nach Nr. 1 ein Betrag von monatlich 3 EUR 

zugrunde zu legen. 

Wird erkennbar, dass Leistungen nach § 28 (2) SGB II zustehen (können), dann sind 

die Jobcenter zur Beratung verpflichtet.31 

Einen Bedarf begründen dabei nicht nur Ausflüge von der Schule an sich, sondern 

„auch vom Schulhort während der Ferien organisierte Ausflüge (…), obwohl hier der 

Freizeitaspekt im Vordergrund steht.“32 Dieser Bedarf wird auch nicht begrenzt, wenn 

das Kind Teilhabeleistungen nach § 28 (7) SGB II bezieht.33 

Des Weiteren werden nach § 28 (2) S.2 SGB II auch Ausflüge von Kindern, die eine 

Tageseinrichtung besuchen, oder für die Kindertagespflege geleistet wird, 

übernommen. Aber auch bei Vorschulkindern gilt „der Zweck der Regelung, bedürftige 

Kinder nicht auszugrenzen (…).“34 

Nicht leistungsberechtigt sind hingegen Kinder, die privat oder in einer Pflegestelle 

i.S.d. § 23 SGB VIII betreut werden.35 

Als tatsächliche Aufwendungen werden die Kosten betrachtet, die unmittelbar von der 

Schule veranlasst werden. „Dazu gehören Fahrkosten und Eintrittsgelder und 

Aufwendungen für Material, das zum Schulausflug mitgenommen werden soll. 

                                                
28 Geiger 2017 S. 334 
29 Armborst et al. 2017 S. 838 
30 Armborst et al. 2017 S. 839 
31 Geiger 2017 S. 335 
32 Geiger 2017 S. 335 
33 Geiger 2017 S. 335 
34 Geiger 2017 S. 335 
35 Geiger 2017 S. 335 
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Essensgeld oder Taschengeld für zusätzliche Ausgaben sind aus dem Regelbedarf zu 

bestreiten.“36 

Die Leistungen erfordern nach § 37 (1) S.2 SGB II einen gesonderten Antrag. Da die 

Bedarfe für Bildung und Teilhabe nach § 19 (2) SGB II zu den Leistungen zur 

Sicherung des Lebensunterhaltes gehören, wirkt auch hier der Antrag auf den 

Monatsersten zurück. Ein nichtförmlicher Antrag ist dabei ausreichend, ebenso wie 

Anfragen oder Schreiben, welche nach dem Meistbegünstigungsprinzip auszulegen 

sind.37 Ein erneuter Antrag für jeden Ausflug ist nicht nötig, wenn für den gesamten 

Bewilligungszeitraum ein Gutschein vergeben wurde.38 

3.1.2.2 Mehrtägige Klassenfahrten § 28 (2) S.2 Nr.2 

Die Kostenübernahme für mehrtägige Klassenfahrten (mind. 1 Übernachtung 

außerhalb des Zuhauses39) bestimmt der § 28 (2) S.2 Nr.2 SGB II. Dieser entspricht im 

Grunde der alten Regelung des § 23 (3) S.1 Nr. 3 SGB II a.F. Dementsprechend kann 

bei der zunächst benötigten Definition der Klassenfahrt als solches auch auf die alte 

Rechtsprechung zurückgegriffen werden.40  

Nach Sinn und Zweck der Vorschrift sind mehrtägige Schulfahrten zu fördern, die 

üblicherweise höhere Kosten nach sich ziehen. „Dadurch soll sichergestellt werden, 

dass auch bei [hilfebedürftigen] Schülern das jeweilige pädagogische Ziel von 

Schulfahrten – ein wichtiger Bestandteil der schulischen Erziehung (…) verwirklicht 

werden kann (…)“.41 

Demnach ist der Begriff der Klassenfahrt weit auszulegen „(…) und umfasst jede von 

der Schule durchgeführte Studien-, Kurs- oder Jahrgangsstufenfahrt (…).“42 

Unschädlich ist dabei die Volljährigkeit des Schülers, das Ziel der Klasse 

(Auslandsreisen sind erlaubt), ein bestimmter Ausbildungsabschnitt, oder ob es sich 

um eine Schulabschlussfahrt am Ende der Schulzeit handelt. Ebenso nicht von 

Relevanz ist eine begrenzte Teilnehmerzahl oder die Freiwilligkeit an der Reise 

teilzunehmen.43 

Auch von der Schule organisierte Schüleraustausche beispielsweise in die USA 

können als Klassenfahrt gewertet. Hierbei werden dann ebenso nur „(…) die 

eigentlichen Kosten für den Schüleraustausch (Flugtickets, Eintrittskosten, 

Jugendherberge/Hotel, anteilige Kosten für Mietwagen und Kraftstoff) übernommen, 
                                                
36 Geiger 2017 S. 335 
37 Geiger 2017 S. 335 
38 Geiger 2017 S. 335 
39 Armborst et al. 2017 S. 838 
40 Geiger 2017 S. 336 
41 Geiger 2017 S. 336 
42 Geiger 2017 S. 336 
43 Geiger 2017 S. 336 
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nicht dagegen Taschengeld, auch wenn von der Schule oder dem Auswärtigem Amt 

ein bestimmter Betrag veranschlagt wird.“44 Ebenso als mehrtätige Klassenfahrt im 

Sinne dieser Vorschrift zählt „(…) ein mehrtägiger Sportkurs mit Aufenthalt in einem 

Skigebiet (…)“.45 

Als nicht förderungsfähig im Sinne dieser Vorschrift gelten hingegen Trainings- und 

Wettkampffahrten an sportbetonten Schulen, da diese als außerschulische 

Begabtenförderung einzustufen sind.46 Ebenfalls ausgeschlossen sind 

selbstorganisierte Abiturfahrten, die ohne begleitendes Lehrpersonal durchgeführt 

werden.47 

Voraussetzung für die Förderung einer Klassenfahrt ist die Durchführung „(…) im 

Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen (…)“. Dazu „(…) genügt die Feststellung, 

dass die Klasse im Klassen- oder Kursverband fährt, der Schüler zur Teilnahme 

verpflichtet ist oder die Genehmigung der Fahrt durch das Schulamt.48 

Der Bedarf nach § 28 (2) S.1 Nr. 2 SGB II wird nach § 28 (2) S.2 SGB II identisch bei 

Kindern, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die Kindertagespflege geleistet 

wird, angewendet. Gleiches gilt für Vorschulkinder. 

Vor der Förderung der Klassenfahrt durch das Jobcenter ist jedoch zu prüfen, ob der 

Bedarf möglicherweise anderweitig gedeckt werden kann. Bei Existenz eines Fonds 

aus dem bedürftige Kinder einen Zuschuss zur Klassenfahrt erhalten können, muss 

das Jobcenter den Antragsteller auf diesen hinweisen und im Sinne des § 3 (3) SGB II 

auf diesen verweisen.49 

Möglich ist ebenso die Übernahme der Kosten durch den Träger der Jugendhilfe, wenn 

der Schüler Anspruch auf Förderungen nach § 35a SGB VIII hat und die Klassenfahrt 

vom Leistungsanspruch des Jugendhilfeträgers umfasst ist.50 

Die Kosten für eine förderfähige Klassenfahrt werden in Höhe der tatsächlichen 

Aufwendungen übernommen, soweit sie unmittelbar durch die Klassenfahrt entstehen. 

Dabei gibt es keine Begrenzung auf einen Höchstkostensatz oder angemessene 

Kosten.51 Die Aufwendungen müssen dabei unmittelbar von der Schule selbst 

veranlasst worden sein.52 

                                                
44 Geiger 2017 S. 336 
45 Geiger 2017 S. 336 
46 Geiger 2017 S. 336 
47 Geiger 2017 S. 337 
48 Geiger 2017 S. 337 
49 Geiger 2017 S. 337 
50 Geiger 2017 S. 337 
51 Geiger 2017 S. 338 
52 Armborst et al. 2017 S. 840 
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Berücksichtigt werden ebenso Nebenkosten von Klassenfahrten wie beispielsweise 

Eintrittsgelder für kulturelle Programmpunkte, da diese in der Regel einen wichtigen 

Bestandteil ausmachen und faktisch der Sinn einer Klassenfahrt sind. Ebenfalls zu 

diesen Nebenkosten gehört z.B. die Leihgebühr einer Skiausrüstung.53 

Auch Kosten für die Vor- und Nachbereitung solcher Fahrten werden von den 

Leistungen zu Bildung erfasst. Dazu zählen z.B. eventuelle Kosten bezüglich der 

Vorbereitungstreffen oder die Beförderung des Schülers, falls dieser erst sehr spät von 

der Reise heimkehrt.54 

Falls der Schüler nicht an der Reise teilnehmen kann, oder aufgrund von Krankheit, 

eines Unfalls oder Regelverstoßes früher als geplant heimkehrt und dafür (zusätzliche) 

Kosten anfallen, werden auch diese übernommen. Im Falle des Abbruchs steht dem 

Jobcenter allerdings eine Kostenerstattung gegenüber dem Leistungsempfänger zu. 

War jedoch „(…) ein von der Schule erzwungener Abbruch rechtswidrig, muss die 

Schule für die entstandenen Mehrkosten aufkommen.“55 

Das bereits erwähnte nicht übernahmefähige Taschengeld ist aus dem Regelsatz zu 

bestreiten und stellt auch dann keinen Bedarf im Sinne des § 28 (2) SGB II dar, wenn 

die Schule oder die Elternschaft ein solches für die Reise vorschreiben.56 Das 

Taschengeld kann jedoch zumindest teilweise zu übernehmen sein, wenn daraus 

beispielsweise Museumseintritte bestritten werden sollen.57 

Ebenfalls nicht nach § 28 (2) SGB II übernommen werden Kosten für die Mitreise eines 

Elternteiles, auch wenn dies nötig ist, damit dem Kind die Teilnahme ermöglicht 

werden kann.58 

Auch diese Kostenübernahme muss nach § 37 (1) SGB II gesondert beantragt werden. 

Dieser Antrag hat in der Regel vor Reiseantritt zu erfolgen. Auf diese Antragspflicht 

muss das Jobcenter die Schulen und Eltern hinweisen, damit Unterlagen zur 

Beantragung vor dem Reiseantritt zusammengestellt und rechtzeitig eingereicht 

werden können. Dabei müssen alle Kosten, die mit der Klassenfahrt 

zusammenhängen, aufgelistet werden.59 

 

                                                
53 Geiger 2017 S. 338 
54 Geiger 2017 S. 339 
55 Geiger 2017 S. 339 
56 Geiger 2017 S. 338 
57 Armborst et al. 2017 S. 840 
58 Geiger 2017 S. 339 
59 Geiger 2017 S. 339 
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3.1.2.3 Schulbedarfspaket § 28 (3) SGB II 

Das bis zum 31.07.2019 geltende Schulbedarfspaket entspricht weitestgehend dem 

alten Schulbedarfspaket nach § 24a SGB II a.F. Der Unterschied besteht darin, dass 

die insgesamt dafür vorgesehenen 100 EUR nicht als ein Betrag, sondern gestaffelt 

ausgezahlt werden.60 Demnach wird laut § 28 (3) S.1 SGB II bei jedem Schüler zum 

1. August ein Betrag von 70 EUR und zum 1. Februar jedes Jahr ein Betrag von 

30 EUR berücksichtigt. 

Mit der Einführung dieses Bedarfes zum 01.08.2011 wurde ein Betrag von 8,33 EUR, 

welcher für den Schulbedarf bei Kindern und Jugendlichen enthalten war, aus dem 

Regelbedarf gestrichen. Dementsprechend verringerte sich mit der Einführung der 

Regelbedarf in den entsprechenden Altersklassen.61 

Diesen Bedarf gibt es ausschließlich für Schüler, die im kommenden Schulhalbjahr 

nach dem 1. August oder 1. Februar noch die Schule besuchen. Wenn dies vom 

Bestehen einer Nachprüfung abhängig ist, deren Ergebnisse erst nach dem 

entsprechenden Datum bekanntgegeben werden, kann der Bedarf des 

Schulbedarfspaketes nach § 41a SGB II vorläufig gewährt werden.62 

Nach § 28 (3) S.2 SGB II ist es bei der Erbringung dieses Bedarfes irrelevant, ob der 

Beginn des Schulhalbjahres mit dem Auszahlungsdatum zusammenfällt. 

Dementsprechend hat auch ein Schüler, der erst nach dem eigentlichen 

Auszahlungstag mit der Schule beginnt, Anspruch auf Auszahlung der Pauschale in 

dem Monat, in dem der erste Schultag liegt. 

Die Pauschale „(…) dient der Anschaffung von Gegenständen, die für den 

Schulbesuch benötigt werden. Dazu gehören Schulranzen oder Schulrucksack, 

Sportzeug, Taschenrechner, Geodreieck und die für den persönlichen Ge- und 

Verbrauch bestimmten Schreib-, Rechen- und Zeichenmaterialien (Füller, 

Kugelschreiber, Blei- und Malstifte, Hefte und Mappen, Tinte, Radiergummis, 

Bastelmaterial) (…).“63 

Eine Fortschreibung der Pauschale entsprechend der Entwicklung von Preisen und 

Löhnen, wie es jedes Jahr bei der Höhe der Regelbedarfe der Fall ist, gibt es nicht.64 

Da es sich bei dieser Leistung um eine Pauschale handelt und solche weder verändert, 

noch zurückgefordert werden können, wenn sich nach der Bewilligung die Verhältnisse 

ändern, ist § 48 SGB X in diesem Falle nicht anwendbar. 

                                                
60 Geiger 2017 S. 340 
61 Armborst et al. 2017 S. 842 
62 Geiger 2017 S. 340 
63 Geiger 2017 S. 341 
64 Armborst et al. 2017 S. 844 
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Ein Widerruf nach § 47 (1) Nr.1 SGB X kann hingegen möglich sein. Dies ist der Fall, 

wenn aufgrund einer Mangelausstattung o.ä. der Leistungsträger einen 

Verwendungsnachweis fordert und dieser nicht erbracht oder geführt wird. Nicht 

möglich ist ein Widerruf hingegen bei einer unwirtschaftlichen Verwendung der Mittel.65 

Eine Antragstellung ist nach § 37 (1) SGB II i.U. für Schüler im laufenden 

Leistungsbezug nicht notwendig. Nur wenn der Bildungs- und Teilhabebedarf der 

einzige nicht gedeckte Bedarf ist66, wird eine Antragstellung benötigt und es ergeht ein 

gesonderter Bescheid.67 Allerdings verlangen vielerorts die Leistungsträger ab dem 16. 

Lebensjahr die Vorlage einer Schulbescheinigung.68 

3.1.2.4 Schülerbeförderung § 28 (4) SGB II 

Viele Schüler sind auf öffentliche Verkehrsmittel angewiesen, um die nächstgelegene 

Schule zu erreichen. Vor allem im ländlichen Raum kann es Schülern häufig nicht 

zugemutet werden, zu Fuß oder mit dem Fahrrad zur Schule zu gelangen. Für Verkehr 

wurden aber beispielsweise im Jahr 2016 für 7- bis 13-Jährige nur 15,73 EUR und für 

14- bis 17- Jährige 14,11 EUR im Regelbedarf pro Monat berücksichtigt.69 Die 

monatlichen Kosten für tägliche Fahrten mit dem ÖPNV sind meist teurer, weshalb 

auch die Schülerbeförderung einen Bedarf für Bildung darstellt. 

Ausgeschlossen ist die Leistung nach § 28 (4) SGB II, wenn der Schüler Anspruch auf 

Schülerbeförderung nach Landesrecht hat. Die Kosten der Schülerbeförderung werden 

durch die Bundesländer meistens jedoch nur bis zur Beendung der Sekundarstufe 1 in 

Form von Zuschüssen, oder vollständig übernommen70. Weiterhin sind diese 

Vorschriften in der Regel auf bestimmte Schultypen, Lebensalter oder Wegstrecke 

zwischen Schulgebäude und Elternhaus begrenzt. „Hier setzt der Bedarf nach 

§ 28 (4) SGB II typischerweise an.“71  

Übernommen werden nach Gesetzeslaut nur die tatsächlichen Kosten, „die für den 

Besuch der nächstgelegenen Schule des gewählten Bildungsgangs“ nötig sind bzw. 

anfallen, soweit diese nicht von Dritten übernommen werden können72. Nächstgelegen 

ist im Sinne dieser Vorschrift „(…) die Schule, die mit dem geringsten 

Beförderungsaufwand erreicht werden kann. Dabei ist unter Beachtung des 

Wirtschaftlichkeitsgebots nach § 3 (1) SGB II nicht auf die Entfernung in Kilometern 

oder auf den Zeitaufwand abzustellen, sondern auf den geringsten Kostenaufwand, 

                                                
65 Geiger 2017 S. 343 
66 sprich die Bedarfe nach §§ 20, 21 und 22 SGB II werden durch Einkommen und Vermögen gedeckt  
67 Geiger 2017 S. 342 
68 Armborst et al. 2017 S. 842 
69 Geiger 2017 S. 343 
70 Armborst et al. 2017 S. 844 
71 Geiger 2017 S. 344 
72 Hüttenbrink und Kilz 2018 S. 87 
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soweit eine Beförderung mit diesem Kostenaufwand zumutbar ist (…)“.73 Als 

nächstgelegene Schule gilt bei Einteilung in Schulbezirke die Schule, die aufgrund 

dieser Feststellung zu besuchen ist, oder die Eltern und Schüler aufgrund ihres 

Wahlrechts gewählt haben, auch wenn das im Einzelfall einen längeren Schulweg 

bedingt.74 Die Beförderungskosten für den Weg zum Hort können unter Umständen 

zudem übernommen werden.75 

Eine weiter entfernte Schule kann dann die nächstgelegene sein, wenn nähere 

Schulen nicht dem gewählten Bildungsgang entsprechen. Ein Bildungsgang „(…) ist 

die Grundschule bis einschließlich zur vierten Klasse oder in einigen Bundesländern 

einschließlich zur sechsten Klasse. Erst danach sind mit Eintritt in die Sekundarstufe 1 

verschiedene Bildungsgänge wählbar.“ Der Besuch eines Sportgymnasiums, einer 

Waldorf- oder Montessorischule o.ä. stellt keinen gesonderten Bildungsgang dar, 

sodass hier die tatsächlichen Beförderungskosten nicht zu übernehmen sind.76 

Besucht ein Schüler nicht die nächstgelegene Schule, sondern eine nach 

schulrechtlichen Bestimmungen entferntere, besteht nur Anspruch auf die Kosten, die 

entstehen würden, wenn er die nächstgelegene Schule besuchen würde, 

vorausgesetzt der Weg zu dieser nächstgelegenen Schule kann dem Schüler zu Fuß 

oder mit dem Rad nicht zugemutet werden. Die entsprechenden Mehrkosten müssen 

selbst erbracht werden.77 Die tatsächlichen Kosten werden in diesem Falle nur 

übernommen, wenn der Schüler von der nächstgelegenen Schule abgelehnt wurde, 

dieser rechtskräftig verwiesen wurde oder der Besuch der nächstgelegenen Schule 

z.B. wegen Mobbings nicht mehr zumutbar ist. Dies muss jedoch nachgewiesen 

werden.78 

Eine weitere Voraussetzung ist die Abhängigkeit des Schülers auf die 

Schülerbeförderung. Dies ist der Fall, wenn, wie bereits erwähnt, der Weg zwischen 

Schule und Wohnsitz „(…) so lang ist, dass eine Bewältigung zu Fuß oder mit dem 

Fahrrad nicht zugemutet werden kann oder wenn besondere Umstände vorliegen, die 

(übergangsweise) eine Beförderung notwendig machen (…)“79 Zumutbar ist 

diesbezüglich i.d.R. ein Schulweg, der zu Fuß oder mit dem Fahrrad eine Zeit von 30 

Minuten in Anspruch nimmt.80 Dabei ist die zumutbare Strecke nach Alter gestaffelt. So 

ist bis zur vierten Klasse ein Fußweg von bis zu 2 km und ab der fünften Klasse ein 

Fußweg von bis zu 3 km zumutbar. Hierbei sind jedoch die Umstände des Einzelfalles 
                                                
73 Geiger 2017 S. 344 
74 Geiger 2017 S: 345 
75 Armborst et al. 2017 S. 845 
76 Armborst et al. 2017 S. 845 
77 Bieritz-Harder et al. 2015 S. 372 
78 Armborst et al. 2017 S. 845 
79 Geiger 2017 S. 347 
80 Hüttenbrink und Kilz 2018 S. 87 
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zu beachten. So kann es Gründe dafür geben, dass auch ein kürzerer Schulweg nicht 

zu Fuß oder mit dem Rad zumutbar ist. Dazu zählt z.B., ob der Schulweg unmittelbar 

an einer gefährlichen Straße entlang oder durch einsame Gebiete verläuft.81 

Übernommen werden dabei nicht nur Kosten für den ÖPNV. Wenn es erforderlich ist, 

kann diese Leistung auch für PKW-Beförderung zu leisten sein, soweit es der 

Angemessenheit entspricht, also unter Abwägung des öffentlichen Interesses an einem 

sparsamen Mitteleinsatz und des Interesses des Schülers, die Beförderung zu 

zumutbaren Bedingen durchzuführen.82 

Als unangemessen werden i.d.R. Kosten für Nichtlinien-Busdienste und 

Taxibeförderung angesehen. Diese werden somit nicht, bzw. nur in Ausnahmefällen, 

übernommen. Ein solcher Ausnahmefall liegt z.B. vor, wenn der Schüler wegen 

Behinderung oder Krankheit auf eine solche Beförderung angewiesen ist.83 

Ebenso übernommen werden kann eine private, selbstorganisierte Beförderung wie 

z.B. Fahrgemeinschaften. Das ist nur möglich, wenn die Kosten nicht über denen des 

ÖPNV liegen oder die Nutzung des ÖPNV aus beispielsweise gesundheitlichen 

Gründen nicht möglich ist. Die Organisation einer privaten Beförderung kann unter 

Umständen mit Begründung durch § 3 SGB II sogar verpflichtend verlangt werden, 

wenn es beispielsweise keine oder nur sehr teure Angebote des ÖPNV gibt und die 

Kosten für diesen vom Jobcenter übernommen werden.84 

Der Anspruch entfällt, wenn sich die Schule auf dem direkten Arbeitsweg eines 

Elternteils befindet und dieser mit dem Auto zur Arbeit fährt, für die Tage, an denen 

das Kind mit dem Elternteil mitfahren kann.85 

Die Leistung für Schülerbeförderung wird meist nicht in Höhe der tatsächlichen Kosten 

ausgezahlt. Grund dafür ist die Regelung in § 28 (4) S.1 und 2 SGB II. Demnach wird 

die Leistung nur gezahlt soweit „es dem Leistungsberechtigten nicht zugemutet werden 

kann, die Aufwendungen aus dem Regelbedarf zu bestreiten.“ Satz 2 verweist dabei 

auf § 9 (2) RBEG. Dieser sieht als zumutbare Eigenleistung einen Betrag von 

monatlich 5 EUR zu, die der Leistungsberechtigte also selbst bestreiten muss. Der 

Formulierung des § 28 (4) S.2 SGB II nach, kann es in begründeten Ausnahmefällen 

zu einem geringeren, aber auch zu einem höheren Abzug als 5 EUR kommen, weshalb 

immer eine genaue Prüfung des Einzelfalles von Nöten ist.86 Diesen pauschalen Abzug 

                                                
81 Armborst et al. 2017. S. 845 
82 Geiger 2017 S. 348 
83 Geiger 2017 S. 349 
84 Geiger 2017 S. 349 
85 Geiger 2017 S. 348 
86 Geiger 2017 S. 350 
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von 5 EUR gibt es erst seit dem 01.08.201387. Vor dem 01.08.2013 wurde die Meinung 

vertreten, dass Voraussetzung für einen Eigenanteil der Leistungsempfänger ist, dass 

der Schüler im Besitz einer Monatskarte ist, die nicht ausschließlich für den Schulweg 

genutzt werden kann, sondern eine freie Nutzung innerhalb eines Tarifbereiches 

ermöglicht und somit auch den freizeitlichen Mobilitätsbedarf abdecken kann.88 Seit 

dem 01.08.2013 gilt der Betrag von 5 EUR allerdings i.d.R. immer als zumutbare 

Eigenleistung.89 

Zwar enthält § 28 (4) SGB II keine dem § 28 (2) S.2 SGB II entsprechende Regelung 

bezüglich einer Fahrtkostenübernahme bei Vorschul- oder Kitakindern. Da jedoch der 

Besuch von Kita und Vorschule bezüglich der Bildung und Teilhabe wünschenswert ist, 

kommt für Kinder ab dem 3. Lebensjahr eine analoge Anwendung in Betracht. Den 

Beförderungsanspruch ab dem 3. Lebensjahr gibt es erst seit dem 01.08.2013.90 

Nach § 37 (1) SGB II ist auch diese Leistung zu beantragen. Anträge wirken 

entsprechend auf den Monatsersten zurück. Sobald „(…) das Kind in einem laufenden 

Bewilligungsabschnitt Leistungen nach § 28 (4) SGB II erhalten [konnte], ist ein 

Folgeantrag für den nächsten Bewilligungsabschnitt so auszulegen, dass auch der 

Beförderungsbedarf weiter beantragt wird, wenn sich am Schulbesuch nichts geändert 

hat.“91 

3.1.2.5 Lernförderung § 28 (5) SGB II 

Zu den Bedarfen der Lernförderung zählen nicht nur Nachhilfe und 

Hausaufgabenbetreuung, sondern auch die Förderung bei Legasthenie und 

Leserechtschreibschwäche, sowie die Sprachförderung bei Kindern mit 

Migrationshintergrund.92 Sie soll schulische Hilfsangebote ergänzen oder auch dort 

greifen, wo keine schulische Hilfe geleistet wird. Ein Wechsel der Schule zu einer, 

welche über bessere Hilfsangebote verfügt, geht dieser Leistung grundsätzlich vor, 

zumindest wenn der Schulweg zumutbar bleibt.93 

Ziel dieser Leistung ist es, sozialer Ausgrenzung durch Sitzenbleiben und 

Schulabbruch aufgrund zu preisintensiver Nachhilfe entgegen zu wirken.94 Der 

Wechsel auf eine höhere Schule kann, bei der grundlegenden Fähigkeit des Kindes, 

                                                
87 Geiger 2017 S. 350 
88 Sächsischer Landkreistag 1991 S. 110 
89 Schellhorn et al. 2015 S. 334 
90 Geiger 2017 S. 352 
91 Geiger 2017 S. 351 
92 Armborst et al. 2017 S. 847 
93 Geiger 2017 S. 352 
94 Geiger 2017 S. 353 
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ein förderbares Ziel darstellen. Außerdem soll die Versetzung in eine Sonderschule 

verhindert werden.95 

Voraussetzung dieser Leistung sind die Geeignetheit und Erforderlichkeit der 

Lernförderung, um die wesentlichen Lernziele nach den schulrechtlichen 

Bestimmungen zu erreichen. Dementsprechend wird eine solche Leistung nur gewährt, 

wenn der Schüler versetzungsgefährdet ist oder er sonst seinen Schulabschluss 

wahrscheinlich nicht erreichen wird. Außerdem muss die Lernförderung eine 

realistische Chance auf die Erreichung dieses Zieles bieten.96 Da die Leistung 

erforderlich sein muss, wird nur geleistet, wenn weder Schule noch Förderverein o.ä. 

eine geeignete Hilfe anbieten97. Angebote der Schule selbst sind vorrangig gegenüber 

den Leistungen für die Lernförderung. Diesbezüglich ist eine Bescheinigung der Schule 

auszustellen, dass ein vorhandenes Angebot nicht ausreicht oder kein Angebot 

vorhanden ist.98 

Ein Anspruch auf diese Leistungen besteht nicht, wenn das Lernziel nicht mehr erreicht 

werden kann und das Wiederholen der Klasse oder der Wechsel der Schulform nicht 

mehr abwendbar ist.99 Außerdem gilt eine Lernförderung als nicht geeignet, wenn das 

Lernziel deshalb nicht erreicht wird, weil die Lernschwäche durch unentschuldigte 

Fehltage o.ä. ausgelöst wurde und keine Anhaltpunkte für eine Verhaltensänderung 

vorliegen.100 

Die Notwendigkeit der Leistung muss nachgewiesen werden, dabei reicht i.d.R. eine 

Beurteilung der Schule101 aus. Eine Gewährung nur um die Noten zu verbessern ist 

ausgeschlossen.102 

Der Anspruch nach § 28 (5) SGB II besteht nur bei angemessenen Lernförderungen. 

Eine ausreichende Förderung muss dementsprechend gewährt werden. Gibt es 

mehrere geeignete Angebote oder Maßnahmen, muss i.d.R. die kostengünstigste 

ausgewählt werden. Aufgrund der Vielfalt der Lernprobleme und 

Lernförderungsangebote ist eine bestimmte Förderungsobergrenze jedoch nicht 

gegeben.103 Abgestellt wird auf die ortsüblichen Kostensätze.104 Dementsprechend ist 

                                                
95 Geiger 2017 S. 354 
96 Geiger 2017 S. 354 
97 Geiger 2017 S. 359 
98 Armborst et al. 2017 S. 848 
99 Armborst et al. 2017 S. 848 
100 Armborst et al. 2017 S. 850 
101 Geiger 2017 S. 358 
102 Geiger 2017 S. 354 
103 Geiger 2017 S. 360 
104 Armborst et al. 2017 S. 848 
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auch hier die Prüfung des Einzelfalles von Nöten. Übernommen werden bei positiver 

Entscheidung die tatsächlichen Kosten, ohne Anrechnung eines Eigenanteils.105 

Dem Wortlaut dieser Norm zu Folge, gibt es für diese Leistung keine zeitliche 

Begrenzung, weshalb die „(…) Lernförderung sich nicht auf eine bloß kurzfristige Hilfe 

beschränkt.“106 Vorrangig zu dieser Leistung sind die Leistungen aus § 35a SGB VIII 

und § 54 SGB XII.107 

Auch für diese Leistung ist ein Antrag nach § 37 (1) SGB II notwendig. 

3.1.2.6 Gemeinsame Mittagsverpflegung § 28 (6) SGB II 

Anspruchsberechtigt für die Übernahme der Mehraufwendungen bezüglich der 

Mittagsverpflegung, die nicht vom Regelbedarf abgedeckt sind, sind Schüler und 

Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die Kindertagespflege geleistet 

wird. Voraussetzung bei Schülern ist nach § 28 (6) S.2 SGB II, dass die 

Mittagsverpflegung in schulischer Verantwortung angeboten und durchgeführt wird. 

Die Leistungen für die gemeinsame Mittagsverpflegung sollen nicht dazu dienen, den 

leistungsberechtigten Kindern eine warme Mahlzeit zu verschaffen. Vielmehr geht es 

darum eine Exklusion zu vermeiden. Demzufolge ist es auch nicht wichtig wo das 

Mittagessessen konsumiert wird, sondern dass es gemeinschaftlich ausgegeben und 

eingenommen wird. Individuell erworbene Speisen oder Getränke von Kiosken auf dem 

Schulgelände werden nicht gefördert, weil hier kein Gemeinschaftserlebnis vorliegt. Bei 

dem Erwerb von Naturalien durch mehrere Kinder am gleichen Kiosk entsteht ebenfalls 

kein Leistungsanspruch, da es in diesem Falle an der Verantwortung der Schule 

fehlt.108  

Unschädlich hingegen ist, wenn „(…) die Mittagsverpflegung durch freie Träger der 

Kinder- und Jugendhilfe im Rahmen der offenen Ganztagsschule im Schulgebäude 

durchgeführt [wird] (…). Ähnliches gilt für den Fall, dass das Mittagessen in der Schule 

durch einen eingetragenen Förderverein, einen Mensaverein oder ein gewerbliches 

Catering-Unternehmen ausgerichtet wird.“109 

Bis zum 31.12.2013 wurde auch Mittagessen im Hort gefördert, obwohl dies nicht in 

schulischer Verantwortung erfolgte.110 

 

                                                
105 Armborst et al. 2017 S. 851 
106 Edtbauer und Rabe 2017 S. 255 
107 Geiger 2017 S. 354 
108 Armborst et al. 2017 S. 853 
109 Armborst et al. 2017 S. 853 
110 Geiger 2017 S. 363 
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Die Mehraufwendungen bei der Teilnahme an einem gemeinschaftlichen Mittagessen 

werden in der tatsächlichen Höhe übernommen. Da nur Mehraufwendungen und nicht 

die Gesamtkosten übernommen werden, muss auch hier ein Eigenanteil der 

Leistungsbezieher geleistet werden. Dieser Eigenanteil ergibt sich aus 

§ 5a Nr.3 AlG II VO i.V.m. § 9 (1) S.1 RBEG und beträgt 1 EUR. Das ist der Betrag, der 

in dem Regelbedarf täglich für das Mittagessen vorgesehen ist. 

Für die Ermittlung des monatlichen Bedarfes sind nach § 28 (6) S.3 SGB II die Anzahl 

der Schultage des Bundeslandes zugrunde zu legen in dessen Gebiet der 

Schulbesuch vollzogen wird. „Abweichungen aufgrund von beweglichen Feiertagen, 

Unterrichtsausfall, schulinterner Fortbildungen, vorübergehende Erkrankung und 

Klassenfahrten sind nicht zu berücksichtigen.“111 

Leistungen für die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung bedürfen nach § 37 (1) SGB II 

eines gesonderten Antrags. 

3.1.3 Leistungen für soziale und kulturelle Teilhabe § 28 (7) SGB II 

Bedarfe zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben stehen Leistungsberechtigten 

bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres zu, auch wenn sie keine Schule mehr 

besuchen112. Diese werden in Höhe von monatlich 10 EUR berücksichtigt. Das Geld 

soll für Mitgliedsbeiträge in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit, für 

Unterricht in künstlerischen Fächern (z.B. Musikunterricht) und vergleichbare 

angeleitete Aktivitäten der kulturellen Bildung eingesetzt werden. 

Die gesetzliche Aufzählung ist abschließend. Ziel der Förderung ist die Teilhabe am 

gemeinschaftlichen Leben, die Integration der Kinder und Jugendlichen in bestehende 

Vereins- und Gemeinschaftsstrukturen und der Kontakt zu Gleichaltrigen.113 Dabei 

wurden Kinobesuche vom Gesetzgeber absichtlich nicht berücksichtigt, da diese „(…) 

lediglich ein geringes Potenzial bei der Einbindung in soziale Gemeinschaftsstrukturen 

haben und überwiegend der Unterhaltung dienen (…).“114 

Gefördert werden dabei nur institutionell organisierte Teilhabemöglichkeiten. Das heißt, 

dass die Leistung nicht zur Finanzierung privater Freibad-, Museums oder Zoobesuche 

dienen soll. Hingegen kann der Besuch einer Elternschule oder sonstiger Institutionen, 

um die Erziehungskompetenz der Eltern zu stärken, bis zur Vollendung des 

3. Lebensjahres übernommen werden.115 

                                                
111 Armborst et al. 2017 S. 854 
112 Armborst et al. 2017 S. 855 
113 Geiger 2017 S. 365 
114 Herbst 2011 S. 157 
115 Armborst et al. 2017 S. 855 
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Seit dem 07.05.2013116 eröffnet § 28 (7) S.2 SGB II die Anerkennung tatsächlicher 

Kosten, wenn sie im Zusammenhang mit der Teilnahme an einer in Satz 1 Nr. 1-3 

genannten Aktivität entstehen und dem Leistungsberechtigten nicht zugemutet werden 

kann, diese Kosten selbst zu bestreiten.117. Zugemutet werden können 

Leistungsberechtigten Kosten, die mit Positionen in der Regelbedarfsermittlung belegt 

wurden. Alles was darüber hinausgeht, ist nicht zumutbar.118 Da es sich hierbei jedoch 

um eine „kann“-Vorschrift handelt, liegt es im Ermessen des Jobcenters, ob und wenn 

ja in welcher Höhe derartige Leistungen bewilligt werden. 

Die Anerkennung des Betrages von 10 EUR erfolgt als persönliches Budget, “(…) was 

sich vor allem darin ausdrückt, dass Gutscheine und Direktzahlungen für den 

gesamten Bewilligungszeitraum im Voraus erbracht werden können 

(§ 29 (2) S.3, (3) S.2 SGB II).“ Dementsprechend haben leistungsberechtigte Kinder 

die Möglichkeit, über den Zeitpunkt der Inanspruchnahme während des 

Bewilligungszeitraumes frei zu entscheiden.119 Somit gibt es auch eine 

Ansparmöglichkeit und die Möglichkeit der Übernahme von Angeboten, die mehr als 

10 EUR kosten. Diese Ansparung kann auch über den Bewilligungszeitraum hinweg 

erfolgen.120 

Auch bei dieser Leistung gilt, dass leistungsberechtigte Kinder (mit Behinderung) 

eventuell Anspruch auf Leistungen der § 35a SGB VIII und § 54 SGB XII haben 

können. Jedoch entfällt hier nicht aus Folge dessen der Anspruch auf die 

Teilhabeförderung nach § 28 (7) SGB II.121 

Auch bei Leistungen zur Teilhabe ist ein gesonderter Antrag nach § 37 (1) SGB II 

nötig. Ein solcher im Bezugszeitraum gestellter Antrag wirkt seit dem 01.08.2013 auf 

den Beginn des Bewilligungszeitraumes zurück, um der Erschwerung durch den 

Budget-Charakter Rechnung zu tragen. Weiterhin muss das Jobcenter auf die 

Antragstellung hinweisen und erfragen, ob förderfähigen Aktivitäten im Bezugszeitraum 

nachgegangen wird. Unterbleibt dieses, ist der Hauptantrag auch als Antrag auf 

Leistungen nach § 28 (7) SGB II auszulegen.122 

 

                                                
116 Armborst et al. 2017 S. 857 
117 z.B. die Anschaffung teurer Sportkleidung oder Leihgebühren für ein Instrument aber auch die 

Fahrtkosten 
118 Armborst et al. 2017 S. 858 
119 Geiger 2017 S. 365 
120 Geiger 2017 S. 366 
121 Geiger 2017 S. 367 
122 Geiger 2017 S. 367 
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3.1.4 Leistungserbringung § 29 SGB II 

Die Leistungen zur Deckung der Bedarfe i.S.d. § 28 (2) und (5)-(7) SGB II werden 

durch Dienst- und Sachleistungen erbracht, insbesondere in Form von personalisierten 

Gutscheinen oder Direktzahlungen an die entsprechenden Anbieter (Abs.1 S.1). Dabei 

dürfen die kommunalen Träger, durch Ausübung pflichtgemäßen Ermessens, selbst 

entscheiden wie, also in welcher Form, sie die Leistungen erbringen. 

Dienstleistungen sind jegliche Formen persönlicher Leistungen, Hilfen oder 

Unterstützungen, die dem Leistungsberechtigten unmittelbar zugutekommen. 

Sachleistungen hingegen „(…) sind Leistungen, die von den Leistungsträgern in Natur, 

ohne den Umweg über Geld, erbracht werden.123 

Leistungen zur Bedarfsdeckung nach § 28 (3) und (4) SGB II erfolgen nur als 

Geldleistung (Abs. 1 S.3). Dabei ist eine pauschale Anrechnung der kommunalen 

Träger mit den Anbietern möglich.124 Geldleistungen sind Barauszahlungen an den 

Berechtigten.125 

Erst seit 01.08.2013 wurde dem Träger die Möglichkeit eröffnet, auch Klassenfahrten 

durch Barauszahlung zu fördern. Ein Recht der Leistungsberechtigten darauf besteht 

allerdings nicht.126 

Wenn die Träger die jeweiligen Bedarfe durch Gutscheine decken, gilt die Leistung mit 

Ausgabe dieser als erbracht. Dabei muss der kommunale Träger gewährleisten, dass 

solche Gutscheine bei den entsprechenden Anbietern eingelöst werden können. Wenn 

solche Anbieter nicht vorhanden sind, gilt die Gutscheinausgabe nicht als 

Leistungserbringung127 und die Direktzahlung ist zu bevorzugen. Die Gutscheine 

können für den gesamten Bewilligungszeitraum im Voraus erbracht werden. Sie sind 

entsprechend in ihrer Gültigkeit angemessen zu befristen und verfallen nach Ablauf 

dieser Frist. Falls der Leistungsberechtigte einen Gutschein verlieren sollte, wird 

dieser, im noch ungenutzen Umfang, erneut ausgestellt (§ 29 (2) SGB II). 

Nach § 29 (1) S.4 SGB II können die kommunalen Träger pauschal mit den Anbietern 

abrechnen. Das soll den Verwaltungsaufwand möglichst geringhalten und bezieht sich 

ausschließlich auf die Leistungserbringung durch Direktzahlung. Die Pauschalen 

ergeben sich diesbezüglich aus der Zahl der Leistungsberechtigten, der 

durchschnittlichen Inanspruchnahme, der voraussichtlichen Nachfrage und der 

üblichen Entgelte. Dabei sollen die tatsächlichen Verhältnisse möglichst realistisch 

abgebildet werden. Wird eine pauschale Abrechnung gewählt, entfällt die nachträgliche 
                                                
123 Armborst et al. 2017 S. 862 
124 Hüttenbrink und Kilz 2018 S. 88 
125 Armborst et al. 2017 S. 862 
126 Geiger 2017 S. 369 
127 Boerner 2014 S. 223 
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Einzelabrechnung. Das soll aber nur dann erfolgen, wenn die pauschale Abrechnung 

gesamt gesehen wirtschaftlicher und sparsamer ist. Die Pauschalen müssen 

regelmäßig überprüft und angepasst werden.128 

Das Gutscheinsystem kann mittlerweile auch genutzt werden, um Angebote kleinerer 

oder privater Anbieter ohne großen Aufwand zu nutzen. Sie können aber auch für 

Angebote, wie z.B. einen Besuch im Schwimmbad oder Besuche im Zoo, die der 

kommunale Träger selbst bereitstellt, genutzt werden. Er selbst hat dabei den 

Charakter eines Verwaltungsaktes und unterliegt bei der Rücknahme somit den 

Voraussetzungen der §§ 45 ff. SGB X.129 

Wählt ein Träger die Gutscheinvariante, muss er dafür Sorge tragen, dass es 

genügend tatsächlich geeignete Anbieter gibt, die die Gutscheine akzeptieren 

(§ 29 (2) S.2 SGB II). Ist das nicht der Fall, muss er selbst für Angebote sorgen.130 

Gutscheine müssen i.d.R. spätestens 6 Monate nach dem Ende ihrer Gültigkeit vom 

Anbieter eingelöst und gegenüber dem Jobcenter eingereicht bzw. abgerechnet 

werden. Dazu werden zwischen den Anbietern und den Trägern Vereinbarungen 

getroffen, die davon abweichen können, aber in jedem Fall den Anbietern die 

Möglichkeit geben soll, Gutscheine gebündelt einzureichen.131 

Bei einer Direktzahlung “(…) entsteht kein eigener Vergütungs- und 

Abrechnungsanspruch des Anbieters gegenüber dem kommunalen Träger.“ Das Kind 

oder seine Sorgeberechtigten schließen einen Vertrag mit dem Anbieter und reichen 

anschließend diesen Vertrag zur Nachprüfung beim Jobcenter ein. Dieses wiederum 

prüft die Voraussetzungen des § 28 SGB II und zahlt anschließend die vertraglich 

geregelte Summe an den Anbieter. Die Kostenübernahme wird dementsprechend nur 

dem Leistungsberechtigten gegenüber mit einem Bewilligungsbescheid als 

Kostenzusage geregelt.132 

Auch eine Direktzahlung kann nach § 29 (3) SGB II für den gesamten 

Bewilligungszeitrum im Voraus erfolgen. Mit der Zahlung gilt die Leistung dabei als 

erbracht. 

Der Nachweis einer zweckentsprechenden Verwendung der Leistung kann nach 

§ 29 (4) SGB II nur in begründeten Ausnahmefällen, wenn der Verdacht besteht, dass 

keine zweckbestimmte Verwendung vorliegt, vom Träger verlangt werden. Das soll 

anlasslose Routinekontrollen, sowie Teilnahmekontrollen durch die Anbieter 

                                                
128 Armborst et al. 2017 S. 863 
129 Geiger 2017 S. 371 
130 Bieritz-Harder et al. 2015 S. 376 
131 Geiger 2017 S. 372 
132 Geiger 2017 S. 370 
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verhindern.133 Theoretisch kommt der Verwendungsnachweis nur bei den Leistungen 

des Schulbedarfspakets und bei der Schülerbeförderung in Betracht, weil nur diese als 

Geldleistung erbracht werden.134 Bei der Teilnahme an einem geförderten 

Nachhilfeunterricht hinegegen, kann das Jobcenter die Möglichkeit haben 

unentschuldigte Fehlzeiten zu erfragen. Diese Handhabe ist nur möglich, wenn zuvor 

der Bewilligungsbescheid, unter Einverständnis des Jugendlichen oder der 

Sorgeberechtigten, daran geknüpft wurde.135 Wird der verlangte Nachweis nicht 

erbracht, kann der Bewilligungsbescheid widerrufen werden. Damit stellt § 29 (4) S.2 

SGB II eine eigenständige Rechtsgrundlage für den Widerruf dar.136 

3.1.5 Leistungsstörung/Rückforderung 

Wenn das Jobcenter einen Bedarf nach § 28 SGB SGB II zu Unrecht abgelehnt hat, 

besitzt der Leistungsberechtigte, wenn er die Aufwendungen selbst oder durch Dritte 

aufbringen musste, einen Ersatzanspruch in Form von Geld gegen das Jobcenter. Das 

gilt auch bei den Bedarfen nach § 28 (2) und (5)-(7) SGB II, die nur in Form von Sach- 

und Dienstleistungen erfüllt werden dürfen. Für das Entstehen eines Ersatzanspruches 

müssen ein Antrag und dessen rechtswidrige Ablehnung vorliegen.137 

Für diesen Fall wurde zum 01.08.2013 mit § 30 SGB II eine einschlägige Regelung ins 

Gesetz aufgenommen. Diese umfasst auch den Kostenersatz für Leistungen, für die 

der Berechtigte in Vorleistung gegenüber dem Anbieter gegangen ist, wenn die 

Voraussetzungen für eine Leistungsgewährung nach § 28 (2) und (5)-(7) SGB II 

vorgelegen haben und zum Zeitpunkt der Vorleistung, die Sach- oder Dienstleistung 

ohne Verschulden des Berechtigten z.B. durch Leistungsverzug, nicht erbracht werden 

konnte. Das kann z.B. der Fall sein, wenn Anträge für einen eintägigen Schulausflug 

nicht rechtzeitig gestellt werden konnten, weil die Planung zu kurzfristig erfolgte, oder 

der Antrag aus sonstigen Gründen nicht rechtzeitig bewilligt werden konnte. 

Durch diese Regelung soll vor allem „(…) die Inanspruchnahme der Leistungen zur 

Deckung der Bedarfe für Schulausflüge, mehrtätige Klassenfahrten, ergänzende 

angemessene Lernförderung, Mittagsverpflegung und Teilhabe am sozialen und 

kulturellen Leben erleichtert werden, indem in diesen Fällen ein Angebot 

unbürokratisch und schnell im Wege der Selbsthilfe wahrgenommen werden kann“, 

weil diese nicht als Geld- sondern als Sachleistung erbracht werden.138 Dabei trägt der 
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Antragsteller das Risiko, bei Ablehnung des Antrages die Kosten nicht erstattet zu 

bekommen und sie dementsprechend selbst tragen zu müssen.139 

§ 30 SGB II umfasst lediglich die Kosten für die Maßnahme selbst, nicht die Kosten, 

die zusätzlich entstanden sind, nicht als Bedarf im Sinne des § 28 SGB II gelten und 

damit nicht zu erfüllen gewesen wären. 

§ 30 S.2 SGB II stellt eine Sonderregelung dar, bei der ein tatsächlicher Antrag, der 

eigentlich gestellt werden muss, entfallen kann. Das ist der Fall, wenn zum Zeitpunkt 

der Selbstvornahme kein Antrag gestellt werden konnte. In diesem Fall gilt die 

Selbstvornahme als Antrag, ohne dass ein solcher nachträglich gestellt werden muss. 

Wenn kein Anspruch auf Leistungen nach § 28 SGB II bestand oder dieser 

weggefallen ist, ist der Bewilligungsbescheid nach §§ 44 oder 45 SGB X 

zurückzunehmen oder nach § 48 SGB X aufzuheben. Wurde z.B. ein Gutschein zu 

Unrecht ausgehändigt und nach Prüfung der §§ 45, 47 oder 48 SGB X, eine 

Rückforderung nach § 50 SGB X geltend gemacht, hat diese entweder in Form der 

Rückgabe des Gutscheins, oder, wenn dieser schon eingesetzt wurde, durch 

Rückzahlung des entsprechenden Betrages in Geld zu erfolgen. 

3.1.6 Bezug zum BKGG 

Leistungen für Bildung und Teilhabe können auch nach dem Bundeskindergeldgesetz 

zustehen. Leistungen für Bildung und Teilhabe nach dem BKGG wurden gemeinsam 

mit dem Bildungs- und Teilhabepaket im SGB II und SGB XII mit Wirkung zum 

01.01.2011 eingeführt.140 

Die Voraussetzungen für den Leistungsbezug der Bildungs- und Teilhabeleistungen 

ergeben sich aus § 6b (1) S.1 BKGG. Um Anspruch zu haben muss demnach, der 

Antragsteller nach dem BKGG oder nach dem 10. Abschnitt EStG Anspruch auf 

Kindergeld haben oder Anspruch auf andere Leistungen nach § 4 BKGG wie z.B. 

Kinderzulagen aus der gesetzlichen Unfallversicherung. Des Weiteren muss der 

Antragsteller mit dem Kind, für welches Leistungen für Bildung und Teilhabe beantragt 

werden, in einem Haushalt leben und für dieses den Kinderzuschlag nach § 6a BKGG 

beziehen, oder bei Bezug von Wohngeld der Antragsteller und das Kind, für welches 

Kindergeld bezogen wird, zu berücksichtigende Haushaltsmitglieder sein. Die 

Anspruchsberechtigung liegt ebenso vor, wenn das Kind eine zu berücksichtigende 

Person im Sinne des WoGG ist und die berechtigte Person Leistungen nach dem 

SGB II oder SGB XII bezieht. 
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Die Leistungen an sich entsprechen den Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach 

§ 28 (2)-(7) SGB II (§ 6b (1) S.1 BKGG). Gleiches gilt für die Altersgrenzen gemäß 

§ 6b (2) S.2 BKGG. 

Ebenso Anwendung findet nach § 6b (3) BKGG §§ 29, 30 und 40 (6) SGB II bezüglich 

der Erbringung der Leistungen für Bildung und Teilhabe. Der Anspruch auf solche 

verjährt zwölf Monate nach Ablauf des Kalendermonats, in dem er entstanden ist 

(§ 6b (2a) BKGG). 

Auch hier sind die Leistungen zu beantragen. Das muss bei „(…) den von den 

jeweiligen Bundesländern bestimmten kommunalen Trägern [im Sinne des § 13 (4) 

BKGG] (…)“141 erfolgen. 

3.2 SGB XII 

Im SGB XII sind die Leistungen für Bildung und Teilhabe ebenfalls zusätzlich zu 

erbringende Leistungen und nicht im Regelbedarf enthalten (§ 34 (1) S.1 SGB XII). Sie 

richten sich im SGB XII nach den §§ 34, 34a und 34b SGB XII. Dabei sind die 

Regelungen nahezu identisch hinsichtlich den §§ 28-30 SGB II. Auch der Zeitpunkt der 

Einführung dieser Regelungen ist derselbe. Aufgrund dessen sind auch die möglichen 

Leistungen und ihre Voraussetzungen nahezu identisch, weshalb im Folgenden nur auf 

Unterschiede und Besonderheiten eingegangen wird. 

Auch wenn die Leistungsvoraussetzungen grundsätzlich gleich denen im SGB II sind, 

gilt hier für die Bedarfe für Bildung dem Wortlaut nach, im § 34 (1) SGB XII keine 

Begrenzung der Leistung bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres. Leistungen zur 

Teilhabe nach § 34 (7) SGB XII sind aber, wie im SGB II, nur bis zur Vollendung des 

18. Lebensjahres zu erbringen und kommen somit volljährigen Personen „(…) weder 

als Hilfe zum Lebensunterhalt noch als Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung (…)“142 zu Gute. 

Fraglich ist, für welche Kinder die Leistungen nach § 34 SGB XII überhaupt in Frage 

kommen. Da Kinder mit erwerbsfähigen Eltern grundsätzlich Leistungen nach dem 

SGB II erhalten, stehen Leistungen nach § 34 SGB XII i.d.R. Kindern von nicht-

erwerbsfähigen Eltern zu.143 

Die Bedarfe für die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf nach dem 

§ 34 (3) SGB XII (Schulbedarfspaket) sind nicht wie im SGB II zunächst an feste Daten 

gebunden. Im § 34 (3) SGB XII heißt es, dass die Zahlung der Pauschale von 70 EUR 

in dem Monat erfolgt, in dem der erste Schultag liegt und die Zahlung der Pauschale 
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von 30 EUR in dem Monat, in dem der erste Schultag des zweiten Schulhalbjahres 

liegt. Die Zahlung ist im SGB XII also nicht an den 01. Februar und 01. August 

gebunden, sondern erfolgt nach dem tatsächlichen Beginn des Schulhalbjahres. 

§ 34a SGB XII entspricht im Groben § 29 SGB II. Der einzige Unterschied ist 

§ 34a (1) SGB XII, welcher im § 29 SGB II wörtlich nicht enthalten ist. Nach diesem 

sind die Leistungen nach § 34 (2) und (4)-(7) SGB XII (alle Leistungen bis auf das 

Schulbedarfspaket), im Gegensatz zu Leistungen nach dem 3. Kapitel, gesondert zu 

beantragen. Die Schriftform ist bei einem solchen Antrag nicht zwingend notwendig144. 

Des Weiteren wird geregelt, dass auch Personen, denen kein Regelbedarf oder Kosten 

der Unterkunft zu gewähren sind, weil dieser Bedarf z.B. durch Einkommen gedeckt 

werden kann, Leistungen nach § 34 SGB XII bekommen können, wenn dieser Bedarf 

entsprechend nicht von ihnen selbst gedeckt werden kann. Also stellen die Bedarfe für 

Bildung und Teilhabe auch im SGB XII einen anspruchsbegründenden Bedarf dar. 

Außerdem bleiben nach § 34a (1) S.3 SGB XII die Leistungen zur Deckung der 

Bedarfe für Bildung und Teilhabe bei der Erbringung von Leistungen nach dem 

6. Kapitel, also bei der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen, unberücksichtigt. 

Die restlichen Absätze des § 34a SGB XII sind inhaltsgleich denen des § 29 SGB II, 

nur dass sie durch den zusätzlichen Absatz 1 um einen Absatz nach hinten gerückt 

sind. 

Das Maß der Leistungen bestimmt sich vorwiegend nach § 34 und 34a SGB XII. 

Enthalten diese keine näheren Angaben, hat der Träger der Sozialhilfe über das Maß 

in pflichtgemäßem Ermessen nach § 17 (2) SGB XII zu entscheiden. 

§ 34b SGB XII ist inhaltsgleich dem § 30 SGB II. Dementsprechend haben 

Leistungsberechtigte auch im SGB XII unter Umständen Anspruch auf die Übernahme 

von in Vorleistung gegangener Zahlungen. 

Bezieher nach dem Asylbewerberleistungsgesetz können ebenfalls Bedarfe für Bildung 

und Teilhabe geltend machen. Der Anspruch bestimmt sich dabei i.S.d. 

§ 3 (3) AsylbLG nach den §§ 34, 34a und 34b SGB XII. Dieser Anspruch mit 

entsprechender Anwendung des SGB XII wurde aber erst mit Wirkung von 01.03.2015 

in das Gesetz aufgenommen.145 
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Anspruch auf diese Leistungen besteht bei diesem Personenkreis ab dem ersten Tag 

des Aufenthaltes in Deutschland. Die zügige Eröffnung von Chancen auf grundlegende 

Bildung und Teilhabe soll eine Ausgrenzung in Kitas und Schulen rechtzeitig 

vermeiden, unabhängig davon, ob die Eltern sich dauerhaft im Bundesgebiet aufhalten 

werden.146  

                                                
146 Bieritz-Harder et al. 2015 S. 1188 
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4 Das Bildungs- und Teilhabepaket ab dem 01.08.2019 

Seit der Einführung des Bildungs- und Teilhabepaketes im Jahre 2011 bis zu den 

Reformen im Jahr 2019 sind, trotz zwischenzeitlicher Änderungen, immer wieder 

Stimmen laut geworden, dass es in der bestehenden Form nicht ausreiche, um den 

Bedarf eines jeden Jugendlichen in dieser Hinsicht decken zu können. Kritisiert wurden 

dabei unter anderem die unzureichenden Höhen der Leistungen oder die 

bürokratischen Hürden, die überwunden werden müssen, um diese beziehen zu 

können. Viele Faktoren führten letztendlich dazu, dass die existenten Leistungen des 

Bildungs- und Teilhabepaketes nur von einem Bruchteil der anspruchsberechtigten 

Kinder und Jugendlichen genutzt werden konnte, sei es beispielsweise die gesonderte 

Beantragung jeder Leistung, die Suche nach einem geeigneten Anbieter, der die 

ausgestellten Gutscheine akzeptiert oder die fehlende Beratung bezüglich der 

möglichen Leistungen. 

Dementsprechend kamen kritische Stimmen auf, die behaupteten das Bildung- und 

Teilhabepaket würde seinen Sinn verfehlen. Viele Kinder wachsen demnach immer 

noch in Armut auf, was unübersehbare Auswirkungen auf deren Lebenschancen mit 

sich bringt. Weiterhin sei es zu einer Stigmatisierung der Kinder gekommen, weil sie 

sowohl in der Schule, als auch in ihrer Freizeit, u.a. durch die Gutscheine für 

bestimmte Angebote, gezwungen sind zu offenbaren, dass sie aus ärmeren 

Verhältnissen stammen, sodass viele Kinder und Jugendlichen die Leistungen gar 

nicht erst in Anspruch genommen haben, um dieser Offenbarung aus dem Weg zu 

gehen. Aber auch die Tatsache, dass die Leistungen seit ihrer Einführung nicht in der 

Höhe angepasst wurden, schürte Unmut.147 

Um diesen Missständen entgegenzutreten, die Situation von Kindern und Jugendlichen 

zu verbessern und in Konsequenz dessen auch die Kinderarmut in Deutschland zu 

senken, wurden im Jahr 2019 sowohl das Gute-Kita-, als auch das Starke-Familien-

Gesetz von der Bundesregierung beschlossen. Beide Gesetze sind dabei darauf 

ausgelegt dafür zu sorgen, dass Familien entlastet werden und die finanzielle Lage der 

Familie nicht mehr so großen Einfluss auf das Leben der Kinder hat. Dementsprechend 

beinhalten beide Gesetze auch Normen, die keinen unmittelbaren Zusammenhang zu 

dem Bildungs- und Teilhabepaket darstellen. Im Folgenden wird weitestgehend nur auf 

Neuerungen eingegangen, die Einfluss auf das Bildungs- und Teilhabepaket haben. 

  

                                                
147 https://www.armutskongress.de/armutsbloganzeige/ak/das-bildungs-und-teilhabepaket-ist-gescheitert/ 
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4.1 Starke-Familien-Gesetz 

4.1.1 Allgemeines 

Das Starke-Familien-Gesetz (StaFamG) besteht aus 9 Artikeln, die Änderungen 

verschiedener Gesetze beinhalten. Dazu gehören u.a. das Bundeskindergeldgesetz, 

das Zweite Buch Sozialgesetzbuch, das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch, das 

Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz, sowie die Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung. 

Nur ein Teil aller Änderungen, die mit diesem Gesetz eingetreten sind, haben 

unmittelbaren Einfluss auf das Bildungs- und Teilhabepaket. Im Folgenden wird 

hauptsächlich nur auf diese eingegangen. 

Das StaFamG beinhaltet zwei Teilbereiche. Zum einen die Neugestaltung des 

Kinderzuschlages und zum anderen die Veränderungen des Bildungs- und 

Teilhabepaketes. 

Abbildung 4.1.1-1: Auswirkungen Starke-Familien-Gesetz 

148 

Die Neugestaltung des Kinderzuschlages hat nur bedingt Auswirkungen auf das 

Bildungs- und Teilhabepaket. Durch die Änderungen des Kinderzuschlages, die z.B. 

die Neuausgestaltung der Leistungsberechtigung und die Änderung der Anrechnung 

von Einkommen umfasst, sind mehr Bürger leistungsberechtigt. Diese 

Leistungsberechtigten wiederum haben sowohl Anspruch auf Befreiung von 

Kitagebühren, als auch auf Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket. 

Dementsprechend sind aufgrund der Änderungen des Kinderzuschlages auch deutlich 

mehr Menschen anspruchsberechtigt bezüglich Leistungen des Bildungs- und 

Teilhabepaketes.149 

                                                
148 https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/bundeskabinett-beschliesst-entwurf-fuer-starke-familien-gesetz/132300 
149 https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/bundeskabinett-beschliesst-entwurf-fuer-starke-familien-gesetz/132300 
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4.1.2 Materiell-rechtliche Änderungen 

Der erste Artikel des StaFamG bezieht sich auf das Bundeskindergeldgesetz. Relevant 

ist dabei Art. 1 Nr. 4 StaFamG, welcher § 6b (2) S. 3 BKGG abändert und die 

S. 4 und 5 insofern aufhebt, dass Leistungsberechtige ab dem 01.08.2019 nicht mehr 

verpflichtet sind eine Eigenleistung bezüglich der Schülerbeförderung und der 

gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung zu erbringen. Sie werden somit finanziell 

entlastet. 

Artikel 3 StaFamG ändert Vorschriften des SGB II. Darunter 

§§ 28, 29, 36 und 37 SGB II. Alle folgend angesprochenen Änderungen bezüglich des 

SGB II treten ab 01.08.2019 in Kraft. 

§ 28 (1) und (2) SGB II bleiben unverändert. Dementsprechend ändern sich die 

Anspruchsvoraussetzungen für die Leistungen des Bildungs- und Teilhabepaketes als 

solches nicht. Einzig durch den Zusammenhang mit dem Kinderzuschlag, kommt es zu 

einer Erhöhung der Anzahl der möglichen Leistungsberechtigten. Ebenso werden 

weiterhin die tatsächlichen Aufwendungen für Schulausflüge und mehrtägige 

Klassenfahrten übernommen. 

Nach Art. 3 Nr. 2a StaFamG verweist § 28 (3) SGB II nun auf 

§ 34 (3) und (3a) SGB XII, nach welchem das Schulbedarfspaket nun der Höhe nach 

bemessen wird. Die Zahlung der Leistung erfolgt weiterhin regelmäßig am 01. August 

für das erste Schulhalbjahr und am 01. Februar. für das zweite Schulhalbjahr. 

§ 28 (4) SGB II ändert sich insoweit, dass bei der Schülerbeförderung kein Eigenanteil 

von 5 EUR für die Leistungsbezieher mehr anfällt. Außerdem ändert 

Art. 3 Nr. 2b StaFamG die Definition der nächstgelegenen Schule ab. So darf nun auch 

eine weiter entfernte Schule besucht werden, die „aufgrund ihres Profils gewählt 

wurde, soweit aus diesem Profil eine besondere inhaltliche oder organisatorische 

Ausgestaltung des Unterrichts folgt; dies sind insbesondere Schulen mit 

naturwissenschaftlichem, musischem, sportlichem oder sprachlichem Profil sowie 

bilinguale Schulen, und Schulen mit ganztägiger Ausrichtung.“ 

Art. 3 Nr. 2c StaFamG beeinflusst die Leistungen zur Lernförderung nach 

§ 28 (5) SGB II insoweit, als dass es durch die Anfügung eines Satzes 2 nun nicht 

mehr darauf ankommt, ob der leistungsberechtigte Schüler versetzungsgefährdet ist. 

Dementsprechend ist eine Lernförderung nun auch zur bloßen Verbesserung der 

Noten zulässig, wenn diese geeignet und erforderlich ist. 

Durch Art. 3 Nr. 2d StaFamG wird nun auch für SGB II Leistungsbezieher die 

Eigenleistung für die gemeinschaftliche Mittagsversorgung aufgehoben, weshalb die 

Anrechnung von 1 EUR, welcher im Regelbedarf für das Mittagessen vorgesehen ist, 
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entfällt und daher die tatsächlichen Aufwendungen i.S.d. § 28 (6) SGB II übernommen 

werden. Des Weiteren muss die die Mittagsverpflegung nicht mehr in schulischer 

Verantwortung erfolgen. Es genügt das Vorliegen eines Kooperationsvertrages 

zwischen dem Essensanbieter und der Schule. 

Auch die Leistungen zur Teilhabe nach § 28 (7) SGB II werden abgeändert. So 

entsteht nunmehr nach Art. 3 Nr. 2e StaFamG ein Bedarf von monatlich 15 EUR statt 

zuvor 10 EUR. Außerdem kommt es nicht mehr darauf an, ob der Leistungsberechtigte 

Mitglied in einem Verein ist, da nach § 28 (7) S.1 Nr. 1 SGB II nicht mehr nur 

Mitgliedsbeiträge, sondern Kosten für Aktivitäten in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur 

und Geselligkeit generell übernommen werden. Höhere Kosten bzw. weitere 

tatsächliche Aufwendungen können weiterhin im Einzelfall übernommen werden. Dabei 

kommt es im Ausnahmefall nicht mehr auf die Begründetheit an. 

Auch die Leistungserbringung nach § 29 SGB II wird durch das StaFamG beeinflusst. 

So können Leistungen nach § 28 (5)-(7) SGB II i.V.m. Art. 3 Nr. 3a StaFamG nun nicht 

nur als Sach- und Dienstleistungen, sondern auch als Geldleistung erbracht werden. 

Wenn die Deckung der Bedarfe nach § 28 (2) und (5)-(7) SGB II durch Geldleistung 

erfolgt, geschieht dies „monatlich in Höhe der im Bewilligungszeitraum bestehenden 

Bedarfe oder nachträglich durch Erstattung verauslagter Beträge" 

(Art. 3 Nr. 3b StaFamG). 

Im Gegenzug kann eine Nachweisverlangung i.S.d. § 29 (4) SGB II (Abs. 5 n.F.) 

bezüglich der zweckentsprechenden Verwendung der Mittel nun auch ohne Grund 

bzw. vorherigen Verdacht erfolgen (Art. 3 Nr. 3d StaFamG). Die Nachweisverlangung 

ist außerdem nun bei jeder Leistung des Bildungs- und Teilhabepaketes möglich, weil 

jede Leistung durch die Reformen des StaFamG als Geldleistung erbracht werden 

kann. 

Des Weiteren können Schulen durch den neuen § 29 (6) SGB II i.V.m. 

Art.  3 Nr. 3e StaFamG nun beantragen, dass Leistungen für eintägige Schulausflüge 

gesammelt für mehrere Schüler an diese Schule gezahlt werden. Dies ist nur möglich 

wenn es beantragt wird, die Schule die Kosten der Leistung vorher verauslagt und 

diese sich die Leistungsberechtigung durch den Schüler vor der Leistungserbringung 

nachweisen lässt. Die gesammelte Zahlung kann entweder monatlich oder 

schulhalbjährlich erfolgen. 

Nach Art. 3 Nr. 4 StaFamG tritt, durch die Anfügung eines dritten Absatzes, auch eine 

Änderung bezüglich der Zuständigkeit i.S.d. § 36 SGB II ein. So ist „im Fall der 

Auszahlung der Leistungen nach § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 

nach § 29 Absatz 6 der kommunale Träger zuständig, in dessen Gebiet die Schule 
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liegt. Die Zuständigkeit nach Satz 1 umfasst auch Leistungen an Schülerinnen und 

Schüler, für die im Übrigen ein anderer kommunaler Träger nach den 

Absätzen 1 oder 2 zuständig ist oder wäre.“ 

Zuletzt wird auch die Antragsabhängigkeit der Leistungen gelockert. Demnach 

bedürfen nur noch Leistungen gemäß § 28 (5) SGB II einen gesonderten Antrag i.S.d. 

§ 37 SGB II. Alle anderen Leistungen für Bildung und Teilhabe werden ohne Antrag, 

von Amts wegen erbracht. 

Durch Art. 4 StaFamG werden die Leistungen für Bildung und Teilhabe im SGB XII 

verändert. Diese Änderungen entsprechen grundsätzlich denen im SGB II, sodass die 

Bildungs- und Teilhabepakete auch in der neuen Fassung nahezu identisch sind. 

Daher wird folgend nur auf Vorschriften eingegangen, auf welche im SGB II, wie oben 

ausgeführt, verwiesen wird. Auch hier traten alle Änderungen, bis auf die neue 

Regelung zur Fortschreibung der Leistungen, welche zum 01.07.2019 in Kraft getreten 

ist, zum 01.08.2019 in Kraft. 

Durch Art. 4 Nr. 2a StaFamG betragen die Leistungen des Schulbedarfspaketes nach 

§ 34 (3) SGB XII nunmehr 100 EUR (statt 70 EUR) im ersten Schulhalbjahr und 

50 EUR (statt 30 EUR) im zweiten Schulhalbjahr. Außerdem werden durch den neuen 

§ 34 (3a) SGB XII seit dem 01.07.2019 der „nach Absatz 3 anzuerkennende Teilbetrag 

für ein erstes Schulhalbjahr eines Schuljahres kalenderjährlich mit dem in der 

maßgeblichen Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung nach den 

§§ 28a und 40 Nummer 1 (SGB II) bestimmten Prozentsatz fortgeschrieben. Der 

Teilbetrag für das zweite Schulhalbjahr eines Schuljahres nach Absatz 3 beträgt 

50 Prozent des sich nach Satz 1 für das jeweilige Kalenderjahr ergebenden 

Teilbetrags.“ (Artikel 4 Nr. 2b StaFamG) Das heißt die Beträge für das 

Schulbedarfspaket werden nun, ebenso wie die Regelbedarfe, jährlich angehoben. 

Weiterhin bezieht sich das StaFamG auch auf das RBEG, sowie die AlG II-VO. So 

werden sowohl § 9 RBEG, als auch § 5a Nr. 3 AlG II-VO aufgehoben, da sie sich auf 

die entfallenen Eigenanteile bezüglich der gemeinsamen Mittagsverpflegung und der 

Schülerbeförderung beziehen. 

4.1.3 Auswirkungen auf Bezieher 

Die offensichtlichste Auswirkung auf die Bezieher von Leistungen für Bildung und 

Teilhabe ist, dass sie durch die Leistungserhöhungen des Schulbedarfspakets von 

insgesamt 50 EUR (schul-)jährlich und der Teilhabeleistung um monatlich 5 EUR, mehr 

Geld zur Verfügung haben. Dazu trägt auch die nun geltende Fortschreibung der 

Leistungen des Schulbedarfspaketes bei, wodurch diese Leistung jährlich um eine 

gewisse Prozentzahl erhöht wird. 
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Zudem kommt es zu einem Bürokratieabbau, da es, außer bei den Leistungen zur 

Lernförderung, keiner gesonderten Anträge mehr bedarf. Somit hängt es nicht mehr 

von der Beratung des Jobcenters oder Sozialhilfeträgers oder vom Wissen des 

Antragstellers über die anderen Leistungen ab, weil diese ohnehin von Amts wegen 

erbracht werden müssen. Nur Bürger, die nicht im Bezug von Arbeitslosengeld oder 

Sozialhilfe sind, müssen die Bildungs- und Teilhabeleistungen weiterhin beim 

zuständigen Träger beantragen. 

Des Weiteren werden mehr Kinder bezüglich der gemeinschaftlichen 

Mittagsverpflegung Unterstützung erhalten können. Grund dafür ist, dass diese nicht 

mehr zwingend in schulischer Verantwortung erfolgen muss, sondern 

Kooperationsverträge zwischen dem jeweiligen Anbieter und der Schule ausreichen. 

Es wird daher davon ausgegangen, dass von dieser Regelung nun mehr Kinder 

umfasst werden als zuvor. 

Weiterhin müssen sich Bezieher bei der Inanspruchnahme nicht mehr durch das 

Vorzeigen und Einlösen von Gutscheinen bei den Anbietern generell als bedürftig 

outen, was eine weitere Auswirkung auf diese darstellt. Alle Leistungen können nun als 

Geldleistung erbracht werden, wenn das Jobcenter dies als Leistungserbringung 

festlegt. Eine Steigerung der Inanspruchnahme der Leistungen durch die Berechtigten 

ist eine mögliche Auswirkung, weil sie sich nicht wegen des „Bloßstellens“ als 

Leistungsbezieher schämen. 

Negativ zu erwähnen ist, dass die Bezieher nun auch einzelnen Routinekontrollen 

ausgesetzt werden könnten und es deshalb nötig ist, Nachweise für jede 

Inanspruchnahme von Geldleistungen zu besitzen, um im Ernstfall keinen Widerruf der 

Leistung fürchten zu müssen. 

4.1.4 Veränderungen des Verwaltungsvollzuges und des Verfahrensrechtes 

Durch die Vereinfachung des Antragsverfahrens erfolgte ein Bürokratieabbau, der nicht 

nur Antragstellern, sondern auch den zuständigen Behörden zugutekommt. So müssen 

Bezieher von Leistungen aus dem SGB II und SGB XII, bis auf die Leistungen zur 

Lernförderung keine Leistung aus dem Bildungs- und Teilhabepaket mehr gesondert 

beantragen. Bei ihnen gilt der Haupt- oder Weiterbewilligungsantrag auf AlG II oder 

Sozialhilfe auch als Antrag auf Leistungen für Bildung und Teilhabe. Dementsprechend 

gibt es nur noch ein Hauptverfahren und nicht ein Verfahren für die Leistungen zum 

Lebensunterhalt (Regelbedarf, Kosten der Unterkunft und Mehrbedarfe) und eins für 

die Leistungen für Bildung und Teilhabe. 
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Außerdem muss jetzt bei keiner Leistung mehr der Umweg über Gutscheine gegangen 

werden, weil bei allen Leistungen des Bildungs- und Teilhabepaketes nun die 

Direktzahlung als Geldleistung möglich ist. Somit müssen Akten nicht mehr zweimal in 

die Hand genommen werden (erst Bewilligung und Ausstellung des Gutscheines, dann 

Abrechnung der Rechnung des Anbieters). Die Verfahren sind nach dem 

Bewilligungverfahren und der monatlichen Zahlung zusammen mit den anderen 

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes oder als nachträgliche Erstattung 

verauslagter Beträge abgeschlossen. 

Auch die gesammelte Zahlung an Schulen bezüglich eintägiger Schulausflüge stellt 

eine Vereinfachung dar. So muss die Abrechnung der Leistung nicht für jedes Kind 

einzeln geschehen, sondern kann stattdessen gesammelt und monatlich oder 

schulhalbjährlich geschehen, sodass auch hier der Verwaltungsaufwand verringert 

wird. 

Weiterhin ist es durch den Wegfall der Voraussetzung der Versetzungsgefährdung 

bezüglich der Lernförderung nicht mehr nötig sich genaue Gutachten von Schule und 

Lehrern einzufordern, die bestätigen sollen, dass der Schüler zwar 

versetzungsgefährdet ist, dieses aber durch die Lernförderung abgewendet werden 

kann. 

Außerdem entfällt bezüglich der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung und der 

Schülerbeförderung die Berechnung der genauen Mehraufwendungen, da durch den 

Wegfall der Eigenanteile nun die tatsächlichen Aufwendungen übernommen werden. 

Ebenso tritt durch die Veränderung des Wortlautes bezüglich der Teilhabeleistungen 

eine Vereinfachung ein. So werden i.S.d. § 28 (7) S. 1 Nr. 1 SGB II und 

§ 34 (7) S. 1 Nr. 1 SGB XII nicht mehr nur Mitgliedsbeiträge in den Bereichen Sport, 

Spiel, Kultur und Geselligkeit von der 15 EUR Pauschale eingeschlossen, sondern 

generell Aktivitäten in diesen Bereichen. Dementsprechend muss im Zweifel bei einer 

Überprüfung nicht mehr genau geprüft werden, ob der Anspruchsberechtigte Mitglied in 

einem Verein o.ä. ist, sondern nur, ob er tatsächlich an einer entsprechenden Aktivität 

teilgenommen hat. 

In einer Hinsicht könnte der Verwaltungsvollzug jedoch aufwendiger werden. Die 

Fortschreibung der Leistung hat zur Folge, dass die Leistungen für das Bildungspaket 

jedes Jahr neuberechnet werden müssen. Die maßgeblichen Prozentsätze werden 

dabei vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung, mit Zustimmung des 

Bundesrates, bestimmt und die sich ergebenen Teilbeträge in der Anlage zu 

§ 34 SGB XII ergänzt (§ 40 Satz 1 SGB XII i.V.m. Art. 4 Nr. 4 StaFamG). Demzufolge 
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werden die entsprechenden Beträge bezüglich des Schulbedarfspaketes von der 

Bundesverwaltung vorgegeben und für die kommunalen Träger selbst ergibt sich keine 

weitere Aufgabe. 

Zwar müssen keine gesonderten Anträge für die Leistungen nach 

§ 28 Absatz 2, 4, 6 und 7 SGB II mehr gestellt werden, es muss jedoch auch weiterhin 

nicht in einem allumfassenden Verwaltungsakt beschieden werden. Die Entscheidung 

über Leistungen für Bildung und Teilhabe kann also auch weiterhin durch gesonderte 

Bescheide erfolgen. In diesem Fall ist der Leistungsberechtigte in dem Bescheid über 

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts darauf hinzuweisen, dass die 

Entscheidung über Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach § 28 Absatz 2, 4, 6 und 

7 SGB II gesondert erfolgt (§ 41 (3) SGB II i.V.m. Art. 3 Nr. 7 StaFamG).150 

§ 29 (5) S.1 SGB II n.F. i.V.m. Art. 3 Nr. 3d StaFamG und § 34a (6) S.1 SGB XII n.F. 

i.V.m. Art. 4 Nr. 3d StaFamG berechtigen die zuständigen Behörden seit dem 

01.08.2019 auch ohne Verdachtsfall einen Nachweis der zweckentsprechenden 

Verwendung verlangen zu können. Demzufolge müssen keine Anhaltspunkte für einen 

möglichen Missbrauch der Leistungen vorliegen und Routinekontrollen werden 

ermöglicht. Einzelne Routinekontrollen sind im Grunde genommen aufwendiger als nur 

bei Verdacht ermitteln zu müssen. Andererseits wird so sichergestellt, dass die Mittel 

für die Zwecke eingesetzt werden, für die sie bewilligt wurden. 

4.2 Gute-Kita-Gesetz 

4.2.1 Allgemeines 

Im Gegensatz zum Starke-Familien-Gesetz löst das Gute-Kita-Gesetz (KiTa-Qualitäts- 

und -Teilhabeverbesserungsgesetz - KiQuTG) keine direkten Gesetzesänderungen 

aus, die das Bildungs- und Teilhabepaket an sich ändern. Vielmehr enthält es einen 

Katalog aus Maßnahmen, die zur Weiterentwicklung der Qualität in der 

Kindertagesbetreuung dienen sollen und somit nur Kinder vor dem Eintritt in die 

Grundschule betreffen. 

Ziel des KiQuTG ist es u.a. die Teilhabe in der Kindertagesbetreuung zu verbessern. 

„Hierdurch soll ein Beitrag zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse für das 

Aufwachsen von Kindern im Bundesgebiet und zur besseren Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf geleistet werden“ (§ 1 (1) KiQuTG). 

Dazu wurden in § 2 S.1 KiQuTG 10 Handlungsfelder entwickelt, wie z.B. die Schaffung 

bedarfsgerechter Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsangebote in der 

Kindertagesbetreuung, die Sicherstellung eines guten Fachkraft-Kind-Schlüssels in 

                                                
150 Gleiches gilt entsprechend im SGB XII 
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Tageseinrichtungen, die Stärkung der Leitungen von Tageseinrichtungen, die Stärkung 

der Kindertagespflege, längere Öffnungszeiten und die Förderung sprachlicher 

Bildung. Außerdem förderfähig sind Maßnahmen zur Entlastung der Eltern bezüglich 

der Gebühren (§ 2 S.2 KiQuTG). Zur Umsetzung dieser Maßnahmen stellt der Bund 

bis 2022 insgesamt 5,5 Milliarden Euro zur Verfügung, welche im Verhältnis der 

Einwohnerzahl des jeweiligen Bundeslandes, zwischen den 16 Bundesländern 

aufgeteilt werden.151 

Abbildung 4.2.1-1: Die Verteilung der Mittel auf die Bundesländer 

152 

Der Tatsache geschuldet, dass jedes Bundesland andere Entwicklungsbedarfe und 

Stärken hat, konnte jedes Bundesland nach einer Analyse der Ausgangssituation 

bezüglich der Handlungsfelder selbst entscheiden, in welche der Maßnahmen, zur 

Stärkung der frühkindlichen Bildung, es investieren will. Die Entscheidungen der 

Bundesländer wurden in individuellen Verträgen zwischen dem jeweiligen Bundesland 

und dem Bund, vertreten durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend, festgehalten.153 

                                                
151 https://www.bmfsfj.de/blob/141654/e08d161cbc9b38f5610ba0c59e53c208/faktenpapier-zur-

umsetzung-des-gute-kita-gesetzes-data.pdf 
152 https://www.bmfsfj.de/blob/141654/e08d161cbc9b38f5610ba0c59e53c208/faktenpapier-zur-

umsetzung-des-gute-kita-gesetzes-data.pdf 
153 https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/kinderbetreuung/die-vertraege-mit-den-
bundeslaendern/141192 
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4.2.2 Zusammenhang mit dem Bildungs- und Teilhabepaket 

Wie bereits erwähnt, hat das Gute-Kita-Gesetz keine direkten Änderungen des 

Bildungs- und Teilhabepaketes im SGB II/XII o.ä. zur Folge. Deshalb ist fraglich, 

inwieweit trotzdem ein Zusammenhang zwischen beidem bestehen kann. 

Der Großteil der Mittel, die im Rahmen des KiQuTG an die Länder fließen, wird für die 

Verbesserung der Qualität von Kitas eingesetzt. „Die Länder investieren rund zwei 

Drittel der Gute-KiTa-Mittel in die Weiterentwicklung [und Verbesserung] der Qualität in 

Kitas und Kindertagespflege und ein Drittel in die [Verbesserung der Teilhabe durch 

Gebührenentlastung und] Beitragsfreiheit.“ Dazu möchten 11 Länder die 

Betreuungsschlüssel verbessern, 10 Länder wollen Fachkräfte gewinnen und binden, 8 

Länder wollen die Kitaleitungen stärken und 6 Länder die Kindertagespflege 

weiterentwickeln und fördern.154 

Darüber hinaus wird die Beitragsfreiheit von Kita-Gebühren erweitert. Bis dato waren 

nur Empfänger von AlG II und Sozialhilfe von den Kita-Gebühren befreit. Mit der 

Einführung des KiQuTG werden aber auch Familien mit geringen Einkommen, „(…) 

wenn sie zum Beispiel Kinderzuschlag oder Wohngeld erhalten“155, von den Kita-

Gebühren befreit. „1,2 Millionen Kinder haben so einen Anspruch auf eine beitragsfreie 

Kitazeit.“156 Außerdem wird bundesweit eine soziale Staffelung der Beiträge nach 

gewissen Kriterien, wie z.B. dem Einkommen der Eltern, eingeführt, um so allen 

Zugang zu einer Kita zu ermöglichen.157 

Die Kosten für einen Kita-Platz in Sachsen „(…) werden vom Freistaat, von den Eltern 

und den Gemeinden gemeinsam übernommen.“ Die Beiträge der Eltern sind dabei 

regional unterschiedlich, da sie von den Gemeinden festgelegt werden. In Sachsen 

sollen sie „(…) jedoch 15 bis 23 Prozent der gemeindedurchschnittlichen Personal- und 

Sachkosten für einen Krippenplatz und 15 bis 30 Prozent für einen Kindergartenplatz 

nicht überschreiten.“ Die Beiträge der Eltern für die Kindertagespflege sollen mit den 

Beträgen für eine entsprechende Kita vergleichbar sein und sind dabei abhängig vom 

Alter des zu betreuenden Kindes.158 Aktuell liegen in Sachsen der Elternanteil für einen 

Krippenplatz zwischen 133 Euro und 227 Euro pro Monat, bei einem Kindergartenplatz 

                                                
154 https://www.bmfsfj.de/blob/141654/e08d161cbc9b38f5610ba0c59e53c208/faktenpapier-zur-

umsetzung-des-gute-kita-gesetzes-data.pdf 
155 https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/kinderbetreuung/mehr-qualitaet-in-der-fruehen-bildung/das-

gute-kita-gesetz/mehr-qualitaet-und-weniger-gebuehren/das-gute-kita-gesetz--fuer-gute-kitas-
bundesweit/128214 

156 https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/kinderbetreuung/mehr-qualitaet-in-der-fruehen-bildung/das-
gute-kita-gesetz/mehr-qualitaet-und-weniger-gebuehren/das-gute-kita-gesetz--fuer-gute-kitas-
bundesweit/128214 

157 https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/kinderbetreuung/mehr-qualitaet-in-der-fruehen-bildung/das-
gute-kita-gesetz/mehr-qualitaet-und-weniger-gebuehren/das-gute-kita-gesetz--fuer-gute-kitas-
bundesweit/128214 

158 https://www.kita.sachsen.de/finanzierung-646.html 
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zwischen 81 Euro und mehr als 150 Euro monatlich.159 Diese Beiträge stellen vor allem 

bei Familien mit geringem Einkommen eine große finanzielle Belastung dar. 

Aufgrund dessen können die Länder die zur Verfügung gestellten Mittel aus dem 

KiQuTG für zusätzliche, länderspezifische Maßnahmen nutzen, um Familien von den 

Kita-Gebühren zu entlasten, weil die teilweise hohen Gebühren Familien mit einem 

kleinen Einkommen davon abhielte die Kinder in eine Kita zu schicken.160 Diese 

länderspezifischen Maßnahmen stellen die nach § 2 S. 2 KiQuTG förderfähigen 

Maßnahmen dar. Dementsprechend konnten die Länder sich, genau wie bei den 10 

Handlungsfeldern, für oder gegen diese Maßnahmen entscheiden. Diese Entscheidung 

wurde in dem jeweiligen Vertrag mit dem entsprechenden Bundesland festgehalten. 

Für diese Maßnahmen zur Entlastung der Familien bezüglich der Kita-Beiträge 

entschieden sich Schleswig-Holstein, Thüringen, Bayern, Brandenburg, Bremen, 

Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 

Saarland, Sachsen-Anhalt. Dementsprechend entschieden sich Baden Württemberg, 

Sachsen, Berlin, Hamburg, Hessen dagegen, die Mittel für solche Maßnahmen 

einzusetzen.161 

Diese Beitragssenkungen und vor allem die Kostenbefreiung von Kita-Gebühren für 

Wohngeld- und Kinderzuschlagsempfänger könnten die Bildung und Teilhabe i.S.d. 

Leistungen des SGB II/XII beeinflussen. Für Bezieher von AlG II oder Sozialhilfe gilt 

diese Befreiung schon seit einigen Jahren. Demzufolge müssen von diesen 

Personengruppen lediglich die Kosten für die Mittagsverpflegung übernommen werden. 

Da für diese aber im Rahmen des Starke-Familien-Gesetzes seit dem 01.08.2019 kein 

Eigenanteil durch die Leistungsberechtigten mehr zu zahlen ist, haben Familien mit 

Kindern im Kindergartenalter mehr Geld zur Verfügung, welches anderweitig für die 

Bildung oder Teilhabe der Kinder eingesetzt werden kann und generell die finanzielle 

Situation etwas entspannt. 

„Der beste Schutz vor Kinderarmut ist, wenn Eltern arbeiten und die Familie davon 

leben kann. Das wollen wir unterstützen“162, sagte Bundesfamilienministerin Dr. 

Franziska Giffey bei der Vorstellung des Reformvorhabens bezüglich des Bildungs- 

und Teilhabepaketes am 09.01.2019. Aufgrund des Wegfalls der Beiträge für Familien 

im Wohngeld- oder Kinderzuschlagsbezug, der sozialen Staffelung der Beiträge, sowie 

der zusätzlichen, länderspezifischen Maßnahmen können Eltern, die ihre Kinder 

                                                
159 https://www.saechsische.de/keine-gebuehrenfreie-kita-in-sachsen-3987369.html 
160 https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/kinderbetreuung/mehr-qualitaet-in-der-fruehen-bildung/das-

gute-kita-gesetz/mehr-qualitaet-und-weniger-gebuehren/das-gute-kita-gesetz--fuer-gute-kitas-
bundesweit/128214 

161 https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/kinderbetreuung/die-vertraege-mit-den-
bundeslaendern/141192 
162 https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/bundeskabinett-beschliesst-entwurf-fuer-starke-familien-gesetz/132300 
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aufgrund der hohen Beiträge nicht in die Kita oder zur Kindertagespflege geben 

konnten, diese nun in Anspruch nehmen. Dies hat zur Folge, dass im besten Falle 

durch die Inanspruchnahme eines Kita-Platzes nun einer Erwerbstätigkeit 

nachgegangen werden und so eventuell auch der Leistungsbezug beendet werden 

kann oder zumindest mehr Geld monatlich zur Verfügung steht. In Konsequenz dessen 

kann ein selbstbestimmtes Leben geführt werden, Kinderarmut verringert und so auch 

die Zukunft der Kinder besser abgesichert werden. Somit wäre durch die Umsetzung 

dieses Gesetzes im weitesten Sinne auch das Ziel des Bildungs- und Teilhabepaketes 

erfüllt. 
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5 Fazit/Erstbewertung 

Mit dem Starke-Familien-Gesetz traten einige Neuerungen des Bildungs- und 

Teilhabepaketes in Kraft. So bedürfen fast alle Leistungen keines separaten Antrages 

mehr, was in jedem Falle eine Erleichterung für Leistungsberechtigte darstellt. Durch 

die Wertung des Hauptantrages als Antrag auf Leistungen für Bildung und Teilhabe 

wird die Erlangung der Leistungen durch die Berechtigten vereinfacht, was i.U. dazu 

führen wird, dass die Leistungen von mehr Berechtigten in Anspruch genommen 

werden. Dennoch darf nicht außer Acht gelassen werden, dass trotzdem nach der 

Antragstellung bei den Anbietern nachgewiesen werden muss, dass das Geld zur 

Verfügung steht bzw. durch das Jobcenter erbracht wird. Diesem muss wiederum unter 

Umständen nachgewiesen werden, dass die Geldleistungen zweckentsprechend 

eingesetzt wurden. Dementsprechend ist auch nach den Reformen der bürokratische 

Aufwand nicht gering. 

Als positiv zu bewerten ist die neue Möglichkeit der Nutzung der Leistungen zur 

Lernförderung, um eine Notenverbesserung zu erzielen. Durch die Inanspruchnahme 

unabhängig von der Versetzungsgefährdung, ist es Kindern und Jugendlichen möglich, 

ihr Potential auszuschöpfen und so größere Erfolge in der schulischen Laufbahn zu 

erzielen. Damit eröffnen sich für Kinder aus finanziell schwächeren Familien 

diesbezüglich in etwa gleiche Chancen wie für Kinder aus besser situierten Familien. 

Des Weiteren ist bezüglich dieser Leistung durch die Änderungen eine gewisse 

Nachhaltigkeit gegeben, da sie nicht mehr entfällt sobald das Ziel der Versetzung 

erreicht wurde, sondern sie weiterhin in Anspruch genommen werden kann. 

Auch die neue Zuständigkeitsregelung bei Schulausflügen und die diesbezügliche 

neue Abrechnungsmöglichkeit stellt eine sinnvolle Veränderung dar. Es hat zwar 

keinen direkten Einfluss auf die Bezieher, stellt jedoch eine Vereinfachung des 

Verwaltungsvollzuges dar. Die Schulen können die verauslagten Kosten gesammelt 

bei dem Träger abrechnen, der örtlich für ihren Bezirk zuständig ist und müssen sich 

nicht mehr nach dem Wohnsitz des Schülers richten, was beiden Seiten Arbeit erspart. 

Negativ hingegen ist, dass auch trotz der Vereinfachungen bzgl. der Beantragung viele 

Menschen nach wie vor nicht wissen, dass sie auf solche Leistungen für Bildung und 

Teilhabe einen Anspruch haben können und die Leistungen so nicht von allen, die ein 

Anrecht darauf hätten, auch beansprucht werden. Das ist vor allem problematisch bei 

Familien, die sich kurz über der Grenze zur Hilfebedürftigkeit befinden und bei denen 

die Berücksichtigung der Leistungen für Bildung und Teilhabe einen Leistungsanspruch 

auslösen würde. Diesen Familien bringen auch die Verbesserungen der Leistungen 

nicht viel. Sinnvoller wäre daher dafür zu sorgen, dass die Leistungen wirklich da 
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ankommen, wo sie benötigt werden und in diesem Zusammenhang generell mehr 

kostenlose Angebote anzubieten, oder generell Entlastungen zu schaffen wie 

beispielsweise durch kostenlose Schülerbeförderung für alle Kinder. Eine weitere 

Möglichkeit wäre generell die Regelbedarfe für Kinder und Jugendliche in der Hinsicht 

anzuheben, als dass eine direkte Berücksichtigung aller Bedarfe für Bildung und 

Teilhabe in diesen erfolgt.  

Des Weiteren ist es von Vorteil, dass die Anrechnung von täglich 1 EUR bezüglich des 

Mittagessens entfällt und nun auch ein Kooperationsvertrag zwischen Schule und 

Caterer genügt, allerdings sollte generell dafür Sorge getragen werden, dass jeder 

Schüler und jedes Kindergartenkind eine warme Mahlzeit am Tag bekommt, wenn es 

aufgrund des Schulbesuchs nicht möglich ist Zuhause Mittag zu essen. Grund dafür ist, 

dass nicht jede Schule über eine Schulspeisung verfügt und die Schüler somit 

zwangsläufig in einem Imbiss o.ä. essen gehen müssen. Für Kinder aus finanziell gut 

situierten Familien ist so etwas unproblematisch, da sie oft das Geld von ihren Eltern 

zur Verfügung gestellt bekommen, um auch ohne eigene Schulspeisung ein 

ordentliches Mittagessen verzehren zu können. Für Kinder aus ärmeren Familien stellt 

es allerdings ein Problem dar, da aufgrund des ohnehin knappen Geldes nicht 

genügend finanzielle Mittel zur Verfügung stehen, um Mittag essen gehen zu können. 

Das beschränkt sie nicht nur in ihrer Teilhabe, auch ernährungstechnisch sind sie so 

im Nachteil und es könnte öfter zu billigerem Fast Food gegriffen oder im Zweifel nichts 

gegessen werden. Im Übrigen ist es generell nahezu nicht möglich eine ausgewogene 

Ernährung oder die Teilnahme an einem Mittagessen, welches weder in Verantwortung 

der Schule noch im Rahmen eines Kooperationsvertrages stattfindet, mit 1 EUR, 

welcher im Regelbedarf für das Mittagessen vorgesehen ist, gewährleisten zu können. 

Die Erhöhung des Teilhabepaketes von 10 EUR auf 15 EUR stellt ebenso eine 

Verbesserung dar. Das bedeutet, dass jeder Leistungsberechtigte monatlich 5 EUR 

mehr zur Verfügung hat, um an Freizeitangeboten teilnehmen zu können. Ob dadurch 

nun die Teilhabe vollends gewährleistet wird, ist allerdings mehr als fraglich. Es handelt 

sich nach wie vor lediglich um ein Zuschusspaket, bei dem die meisten Kosten, die den 

pauschalen Betrag von 15 EUR übersteigen, selbst getragen werden müssen. Viele 

Freizeitangebote wie beispielsweise Musikschulunterricht können so auch in Zukunft 

von ärmeren Familien nicht in Anspruch genommen werden und Kinder aus diesen 

stehen weiterhin außen vor. Die angestrebte Teilhabe am gesellschaftlichen und 

kulturellen Leben wird also nur bedingt gewährleistet. 

Bezüglich des Gute-Kita-Gesetzes ist festzustellen, dass individuelle Verträge mit den 

einzelnen Bundesländern aufgrund der unterschiedlichen Situationen zwar sinnvoll 

sind, so aber beispielsweise bezüglich der Kita-Beiträge ein Flickenteppich entsteht. In 
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manchen Bundesländern sind die Kita-Beiträge im bundesweiten Vergleich exorbitant 

hoch, in anderen wiederum sehr gering und in manchen Bundesländern sind gar keine 

Kita-Beiträge von den Eltern zu zahlen. Zwar wird die Situation durch die soziale 

Staffelung der Beiträge entschärft, dennoch bleibt Familien aus unterschiedlichen 

Bundesländern unterschiedlich viel Geld zur persönlichen Verfügung und somit auch 

verschieden viel Geld, welches für Bildungs- und Freizeitangebote außerhalb der Kita 

übrigbleibt. Insofern wären einheitliche Standards sinnvoll, um bundesweit eine 

einheitliche frühkindliche Bildung gewährleisten zu können. 

Allgemein ist es fraglich, inwiefern die Zuständigkeit des Jobcenters oder des 

Sozialhilfeträgers bei Bildungs- und Teilhabeleistungen sinnvoll ist. Mitarbeitern im 

Jobcenter oder beim Sozialhilfeträger fehlt eine pädagogische Ausbildung, welche 

Mitarbeiter in einem Jugendamt vorweisen können. Eine solche pädagogische 

Kompetenz ist für die Gewährleistung der richtigen Betreuung von Kindern, 

Jugendlichen und Familien auch bezüglich Bildungs- und Teilhabeleistungen äußerst 

sinnvoll und sogar notwendig. Somit kann die Zuständigkeit des Jobcenters oder 

Sozialhilfeträgers generell nicht als sinnvolle Variante angesehen werden, um die 

Bildung und Teilhabe von bedürftigen Kindern und Jugendlichen sicherstellen zu 

können. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die meisten Änderungen sinnvoll sind, 

dabei aber nicht die Rede von einer grundlegenden Reform sein kann. Zwar sind u.a. 

durch die Veränderungen des Kinderzuschlags mehr Kinder und Jugendliche 

anspruchsberechtigt und die Leistungen zur Bildung und Teilhabe wurden verbessert 

bzw. erhöht, dennoch werden die Leistungen voraussichtlich weiterhin weder alle 

Bedürftigen erreichen, noch alle Bedarfe bezüglich Bildung und Teilhabe soweit 

decken, dass Kinder aus bedürftigen Familien die gleichen Chancen haben wie andere 

Kinder. An der Tatsache, dass die soziale Herkunft zum Großteil über den 

Bildungsweg entscheidet, wird sich dementsprechend auch durch die 

Gesetzesänderungen nicht wirklich etwas ändern. Um die Bildung und die Teilhabe 

von bedürftigen Kindern und Jugendlichen ohne Stigmatisierung sicherstellen zu 

können, wäre ein generelles Überdenken der Strukturen notwendig. Mit den 

derzeitigen Leistungen für Bildung und Teilhabe ist es kaum möglich, den Kindern 

ohne Stigmatisierung die Leistungen erbringen zu können, die sie benötigen, um im 

Erwachsenenalter ein selbstbestimmtes Leben führen zu können. 
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6 Kernsätze 

1. Erste Haupterkenntnis: Durch das Starke-Familien-Gesetz traten einige 

Änderungen in Kraft, die die Leistungen erhöhen und den Verwaltungsaufwand 

etwas senken. Allerdings werden auch weiterhin Kinder aus ärmeren Familien im 

Großen und Ganzen nicht die gleichen Bildungschancen haben, wie Kinder aus 

betuchteren Familien. 

2. Zweite Haupterkenntnis: Das Gute-Kita-Gesetz hat keinen direkten Einfluss auf das 

Bildungspaket. Vielmehr bezieht es sich auf die Qualität der Kita-Einrichtungen und 

die Teilhabe in diesen. Finanziell schlechter gestellten Familien werden durch die 

Änderungen bezüglich der Beiträge finanziell entlastet und somit die Teilhabe der 

Kinder bis zum Grundschulalter verbessert. 

3. Dritte Haupterkenntnis: Um allen Kindern und Jugendlichen die gleichen Chancen 

zu ermöglichen, sind grundlegendere Reformen nötig und beispielsweise ein 

Zuständigkeitswechsel von Jobcenter oder Sozialhilfeträger zum Träger der 

Jugendhilfe, welcher in Hinsicht der pädagogischen Betreuung besser geeignet 

wäre. 
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